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Die heutige Finanzpolitik des Reichs 


Von Fri j 
ritz Reinhardt, Staatssekretär im Reichsfinanzministerium 


V — 
ortrag, gehalten vor dem Verein Berliner Kaufleute und Induſtrieller am 12. Juni 1939: 
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Aus der Beſeitigung der Arbeitsloſigkei 
der Beſei gkeit er 

En te eine Gefundung bon Wirtſchaft —. 
wirkſchaft Leiſtungskraft der Deutſchen Volks- 
fas unnerhalb der Deutſchen Volkswirtſchaft 
geſetzt ee Unternehmers wurde fort⸗ 
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Steueraufkommen bewegte ſich We Dem 92 
fortgeſetzt nach oben, die Finanzkraft des Reiches 


wurde und wird demgemäß fortgeſetzt ſtärker. 
Darin beruht die finanzielle Grundlage zum 
Aufbau und zur Unterhaltung einer ſtarken Deutſchen 
Wehrmacht. 


Die Deutſche Volksgemeinſchaft ſtellt die 
ideelle Grundlage zum Aufbau und zur Erhaltung 
einer ſtarken Deutſchen Wehrmacht dar. Die er⸗ 
ſtarkte Deutſche Volks wirtſchaft ſtellt die 
wirtſchaftliche und die erſtarkte Finanz⸗ 
kraft des Reichs die finanzielle Grundlage 
zum Aufbau und zur Unterhaltung einer ſtarken 
Deutſchen Wehrmacht dar. 


Und eine ſtarke Deutſche Wehrmacht iſt 
die Vorausſetzung für die Sicherung und Fort⸗ 
entwicklung der Lebensrechte der Deut⸗ 
ſchen Nation. Sie iſt das Fundament, auf dem 
Deutſchland auch nach außen frei und ſtark 
und ſchließlich zu einer Weltmacht allererſten 
Ranges geworden iſt. 


Bereits im Jahr 1935 iſt die allgemeine Wehr⸗ 
pflicht eingeführt worden. Im Jahr 1936 ſtellte der 
Führer, geſtützt auf die junge Deutſche Wehrmacht, die 
uneingeſchränkte militäriſche Hoheit über das Rhein⸗ 
land wieder her. Die letzten militäriſchen Feſſeln, die 
der Verſailler Schandvertrag dem Deutſchen Volk auf⸗ 
erlegt hatte, waren geſprengt. Die Freiheit des Han⸗ 
delns lag wieder bei Deutſchland. Im Jahr 1937 
wurde vor aller Welt die Freundſchaft des faſchiſti⸗ 
ſchen Italien mit dem nationalſozialiſtiſchen Deutſch⸗ 
land bekundet; der italieniſche Regierungschef Muſſo⸗ 
lini beſuchte den Führer und das militäriſch wieder- 
erſtarkte Deutſchland. Und ſchon im Jahr 1938 wurde 
der Führer zum Schmied des Großdeutſchen 
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Reiches. Er führte unter dem Schutz feiner ſtarken 
Wehrmacht die 6 Millionen Volksgenoſſen in der 
Oſtmark und die 3½ Millionen Volksgenoſſen im 
Sudetenland heim ins Reich. Im März 1939 
wurden unter dem Schutz der Deutſchen Wehrmacht 
auch unſere Volksgenoſſen in Böhmen und 
Mähren von fremder Herrſchaft befreit und Böhmen 
und Mähren zu Großdeutſchem Reichs 
gebiet erklärt. Der Führer hielt ſeinen Einzug in 
Prag. Und einige Tage ſpäter marſchierten Deutſche 
Truppen in Memel ein und ſprach der Führer zu 
unſeren Volksgenoſſen im äußerſten Nordoſten des 
Reiches, um ſie von zwanzigjähriger Fremdherrſchaft 
zu befreien. 

Die Oſtmark frei, das Sudetenland 
frei, die Deutſchen in Böhmen und 
Mähren frei, das Memelland frei, 
und die bol ſchewiſtiſche Gefahr in 
Böhmen und Mähren ausgelöſcht, das 
alles ohne Krieg und ohne Blutver⸗ 
gießen, einzig und allein geſtützt auf die 
Deutſche Kraft, die in der Deutſchen 
Volksgemeinſchaft und in der jungen Deut⸗ 
ſchen Wehrmacht beruht, und befohlen und durch⸗ 
geführt durch den Größten aller Deutſchen: durch 
Adolf Hitler! 


Beſeitigung der Arbeitsloſigkeit — Wiederbelebung 
und Erſtarkung der Wirtſchaft — Erhöhung der 
Finanzkraft des Reiches — Aufbau der Deutſchen 
Wehrmacht — Sicherung und Fortentwicklung der 
Lebensrechte des Großdeutſchen Reiches — in dieſer 
Reihenfolge hat ſich die Entwicklung nach den Richt⸗ 
linien des Führers in einem Ausmaß vollzogen, das 
im Jahr 1933 beſtimmt nur wenige für möglich ge⸗ 
halten haben werden. 


Der Kampf um die Verminderung der Arbeits- 
loſigkeit wurde durch finanzpolitiſche, ſteuerpolitiſche 
und arbeitsmarktpolitiſche Maßnahmen geführt. Alle 
dieſe Maßnahmen hatten den Zweck, die Nach⸗ 
frage nach Gütern und Leiſtungen zu 
erhöhen. Es wurden beſtehende volkswirtſchaftliche 
Werte weſentlich verbeſſert und neue volkswirtſchaft⸗ 
liche Werte geſchaffen. Die Leiſtungskraft der Deut⸗ 
ſchen Volkswirtſchaft und innerhalb der Deutſchen 
Volkswirtſchaft jedes einzelnen Betriebs wurde erhöht. 
Zu den Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen gehörten auch 
die Erſtellung militäriſcher Bauten und ſonſtiger mili⸗ 
täriſcher Anlagen und die ſonſtigen Aufträge, die beim 
Aufbau der Deutſchen Wehrmacht zu vergeben waren. 

Die Finanzierung der Arbeitsbeſchaffungsmaß⸗ 
nahmen geſchah durch Arbeitſchatzanweiſungen und 
Sonderwechſel, die eine Vorbelaſtung des Reichshaus⸗ 
halts darſtellten. Wir waren überzeugt, daß die Vor⸗ 
belaſtung ausgeglichen werden würde durch eine ent⸗ 
ſprechende Verbeſſerung der öffentlichen Finanzen, 
nämlich durch Verminderung des Finanzbedarfs der 
Arbeitsloſenhilfe auf der Ausgabenſeite und durch Er⸗ 
höhung des Aufkommens an Steuern auf der anderen 
Seite des öffentlichen Haushalts. Die Nachfrage nach 
Gütern und Leiſtungen führte zu einem Mehr an 
Arbeitsgelegenheiten, an Umſätzen, Lohneinkünften, 
Unternehmergewinnen und Verbrauch und demgemäß 


zu einer Verminderung der Arbeitsloſigkeit und des 
Finanzbedarfs der Arbeitsloſenhilfe und durch das 
Mehr an Umſätzen, Einkommen und Verbrauch zu 
einer Erhöhung des Aufkommens an Umſatzſteuer, 
Lohnſteuer, Einkommenſteuer, Körperſchaftſteuer, Ver⸗ 
brauchſteuern uſw. 

Die Neugeſtaltung der Dinge des Deutſchen 
Volkes hat auf allen Gebieten viel Geld gekoſtet, 
und ſie koſtet weiterhin viel Geld. Der Reichsarbeits⸗ 
dienſt, der Bau der Reichsautobahnen, die ſonſtige Ver⸗ 
beſſerung der Straßenverhältniſſe und der Verkehrs⸗ 
verhältniſſe, die Sicherung der Ernährung des Deut⸗ 
ſchen Volkes und alle anderen Maßnahmen, deren 
Durchführung durch die allgemeinen Intereſſen des 
Volksganzen geboten ift, koſten Geld. 

Der Finanzbedarf des Reichs iſt gegenwärtig um 
ſo größer, je wuchtiger der felfige Grund 
ſein ſoll, auf dem ſich das Leben des Deutſchen Volkes 
und aller ſeiner Glieder in Zukunft ſoll voll⸗ 
ziehen können. 4 


Beſonders groß iſt der Finanzbedarf, der 
ſich beim Aufbau der Deutſchen Wehr⸗ 
macht ergibt. Das iſt durchaus begreiflich, denn die 
frühere Reichswehr, die bei der übernahme der ſtaat⸗ 
lichen Macht durch den Führer vorhanden war, war 
gegenüber dem, was zur Sicherung und Fortentwick⸗ 
lung der Lebensrechte des Deutſchen Volkes geſchaffen 
werden muß, nichts. Es fehlte an allem. Es waren 
ſehr große Summen erforderlich, um die Verteidi⸗ 
gungskraft der jungen Wehrmacht möglichſt ſchnell ſo 
zu entwickeln, daß jeder Angriff auf das national⸗ 
ſozialiſtiſche Deutſchland für den Angreifer ein ſehr 
erhebliches Wagnis geweſen wäre. 

Hätten wir des großen Finanzbedarfs wegen den 
Aufbau der Deutſchen Wehrmacht unterlaſſen 
ſollen, oder hätten wir den Aufbau auf einegrößere 
Anzahl von Jahren erſtrecken ſollen? Ich 
glaube, daß nur ein Narr oder ein ausgeſprochener 
Feind des Deutſchen Volkes dieſe Frage bejahen 
könnte! Hätten wir den Aufbau der Deutſchen 
Wehrmacht wegen des großen Finanzbedarfs ver ⸗ 
langſamt, ſo würde Deutſchland noch nicht wieder 
eine Weltmacht allererſten Ranges ſein, 
und die Deutſche Oſtmark, das Sudetenland und die 
Deutſchen in Böhmen und Mähren würden wahr⸗ 
ſcheinlich noch unter antideutſcher Herrſchaft ſein. Hätte 
der Führer nicht den Aufbau der Wehrmacht mit 
allen Mitteln beſchleunigen laſſen, und hätte er 
nicht im Mai vorigen Jahres den Befehl zu unver⸗ 
züglicher Erſtellung des Weſtwalles gegeben, 
dann würde die militäriſche Kraft Deutſchlands den 
heutigen Stand noch nicht erreicht haben. Es wür⸗ 
den dann allerdings auch die bis herigen 
Koſten für die militäriſchen Zwecke kleiner ge⸗ 
weſen ſein, und die Koſten für die Erbauung des Weſt⸗ 
walles würden nicht entſtanden ſein, dafür aber 
würde Deutſchland im vorigen Jahr höchſtwahrſchein⸗ 
lich ein Krieg aufgezwungen worden ſein, deſſen 
Koſten beſtimmt um ein Vielfaches größer 
geweſen wären. 

Wir wiſſen nicht, wozu die Unordnung in den 
Hirnen gewiſſer Staatsmänner noch führen wird, und 
was das Schickſal vom Deutſchen Volk früher oder 
ſpäter noch fordern wird, eines aber wiſſen wir: 
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daß an der Wucht der Deutſchen Wehrmacht und ſeiner 
militäriſchen Anlagen jeder Angriff zerſchellen wird, 
und daß das nationalſozialiſtiſche Großdeutſche Reich 
— komme, was kommen mag — an Kraft und an 
Macht niemals ſchwächer, ſondern ſtets nur noch 
ſtärker werden wird. 


Die Herrſchaften hatten ſich gründlich verrechnet, 
als ſie in 1933 und 1934 auf eine Oppoſition 
in Deutſchland gegen Adolf Hitler ſpekulierten, 
ſie haben ſich gründlich verrechnet, als ſie auf des 
Dritten Reiches wirtſchaftlichen und finan⸗ 
ziellen Zuſ ammenbruch ſpekulierten, und 
ſie würden ſich nicht weniger gründlich verrechnen, 
wenn fie neuerdings auf den Gedanken kommen foll- 
50 durch ihre Einkreiſungsmachenſchaften die Kraft 
des nationalſozialiſtiſchen Deutſchland beeinträchtigen 
er können. Das nationalſozialiſtiſche Großdeutſche 
8 eich ſteht, und das nationalſozialiſtiſche Groß⸗ 
deutſche Reich wird ſtehen, ſolange die Welt be⸗ 
ſtehe n wird. Das eiſerne Fundament, das Adolf 
Hitler dem „Deutſchen Volk ſchmiedet, wird un⸗ 
überwindlich und unvergänglich ſein! 
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18 chs hat ſich wie folgt entwickelt: 
n Hechnungsjahr 1932 6,6 Milliarden RM 

1933 6,8 1 — 

1934 8,2 

1935 9,6 

1986 11,5 

1937 149 
Von 66 Milliard I 

„6 Milliarden im & 92 1 

liarden Reichsmark im 3855 ae 177 Mil- 
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Die Summe für 1938 enthält 350 Millionen 
Reichsmark, die in der Oſtmark und im Sudetenland 
aufgekommen find, denen allerdings Ausgaben gegen: 
überſtehen, die weſentlich größer find. 

Es ergibt ſich für das Altreich ein Mehr an 
Steueraufkommen in 1988 gegenüber 1937 von 3 350 
Millionen Reichsmark. Davon entfallen rund 400 Mil- 
lionen Reichsmark auf die im Sommer vorigen Jahres 
vorgenommene Erhöhung der Körperſchaftſteuer. 
Rund 3 Milliarden Reichsmark ſtellen 
die natürliche Aufwärtsentwicklung 
im Rechnungsjahr 1938 dar. 

Zu den 17,7 Milliarden Reichsmark, die an 
Steuern des Reichs insgeſamt aufgekommen ſind, 
kommen rund 500 Millionen Reichsmark, die bis Ende 
März an Judenvermögensabgabe aufge⸗ 
kommen ſind, hinzu. 

Ich habe in den vergangenen Jahren wiederholt 
darauf hingewieſen, daß die Aufwärtsentwicklung des 
Steueraufkommens ſich mindeſtens bis zum 
Jahr 1940 fortſetzen wird. Das Aufkommen 
im gegenwärtigen Rechnungsjahr 1939 wird 
wahrſcheinlich 22 Milliarden Reichsmark erreichen, 
und das Aufkommen im Rechnungsjahr 1940 wird 
noch größer fein. 

Das Rechnungsjahr läuft vom 1. April bis 
31. März. In den beiden erſten Monaten des Rech⸗ 
nungsjahrs 1939, alſo in den Monaten April und Mai, 
ſind an Steuern des Reichs rund 450 Millionen 
Reichsmark mehr aufgekommen als in den beiden 
gleichen Monaten des Vorjahrs. Der Monat Juni iſt 
ein Monat, in den die Vorauszahlungen auf die Ein- 
kommenſteuer und Körperſchaftſteuer fallen, alſo ein 
beſonders guter Steuermonat. Es iſt anzunehmen, 
daß in dieſem Monat das Mehr gegenüber dem Vor⸗ 
jahr 500 Millionen Reichsmark erreichen wird, und 
daß demgemäß ſchon imerſten Viertel des Rech⸗ 
nungsjahres 1939 das Mehr gegenüber dem Vorjahr 
auf der Einnahmenſeite 1 Milliarde Reichsmark 
erreichen wird. 


An dem Steueraufkommen des Reichs ſind nach 
dem gegenwärtigen Stand des Finanzausgleichs die 
Länder und Gemeinden mit rund 2,5 Milliarden 
Reichsmark beteiligt. Dieſe ſind durch das Reich den 
Ländern und Gemeinden zu überweiſen. Sie kommen 
zu den eigenen Steuereinnahmen der Länder und 
Gemeinden hinzu. 

In der natürlichen Aufwärtsentwicklung des 
Steueraufkommens des Reichs von 1933 bis heute 
ſpiegelt ſich der gewaltige Aufſchwung, der ſich unter 
nationalſozialiſtiſcher Führung in der Deutſchen 
Volkswirtſchaft vollzieht. Die Lohnſum⸗ 
men, die Unternehmergewinne, die Summe aller ſon⸗ 
ſtigen Einkommen, die Umſätze und der Verbrauch, die 
in der Deutſchen Volkswirtſchaft anfallen, ſind fort⸗ 
geſetztgrößer geworden. Infolgedeſſen iſt auch das 
Aufkommen an Steuern geſtiegen, das 
auf Einkommen, Umſatz und Verbrauch entfällt. 

Die Aufwärtsentwicklung des Steueraufkommens 
iſt aber nicht nur auf den gewaltigen Aufſchwung 
zurückzuführen, der ſich in der Deutſchen Volkswirt. 
ſchaft vollzieht. Sie iſt auch auf die geſteigerte 
Leiſtungskraft der Reichsfinanzver⸗ 
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waltung zurückzuführen. Wir haben durch 
ſchuliſche, organiſatoriſche und verwal⸗ 
tungsmäßige Maßnahmen den Apparat der 
Reichsfinanzverwaltung ſo geſtaltet, daß wir jeden 
Betrag, der dem Reich auf Grund der beſtehenden 
Geſetze zuſteht, auch tatſächlich zu erfaſſen vermögen. 

Es iſt erforderlich, daß bei gleichen Tat⸗ 
beſtänden nicht der eine mehr und der 
andere weniger zahlt, ſondern daß die Steuer 
bei gleichen Tatbeſtänden im geſamten Reichsgebiet 
einheitlich groß iſt. Früher war es oft mög⸗ 
lich, daß ein Steuerpflichtiger, der beſonders ge⸗ 
ſchickt und findig war, eine niedrigere 
Steuer zahlte als der Steuerpflichtige, der bei der Er⸗ 
füllung ſeiner Pflichten gegenüber der Volksganzheit 
genau und ehrlich war. Heute kommen ſolche 
Unterſchiede in der Höhe der Steuer nicht mehr vor. 
Geſchicklichkeit und Findigkeit nützen nichts mehr. 
Es iſt gewährleiſtet, daß bei gleichgelagerten Verhält⸗ 
niſſen der eine ſoviel zahlt wie der andere. . 

Wir haben alle unſere Beamten auf dem Gebiet 
der Buchführung, des Bilanzweſens und 
der Betriebsprüfung und auf allen ſonſti⸗ 
gen Gebieten, auf die es ankommt, ſo geſchult, 
daß ſie allen Anforderungen, die bei der Feſtſtellung 
ſteuerlicher Grundlagen von Bedeutung ſind, un ein; 
geſchränkt gewachſen ſind. Wir haben Lücken 
in der Beurteilung von Tatbeſtänden und in der Aus⸗ 
legung der Geſetze beſeitigt, durch die früher große 
Beträge hindurchſchlüpfen konnten. Und wir haben 
organiſatoriſche und verwaltungsmäßige Maßnahmen 
durchgeführt, die gewährleiſten, daß kein Betrag, der 
dem Reich auf Grund der beſtehenden Geſetze zuſteht, 
unerfaßt bleibt. 

Alle diefe Maßnahmen haben zu einer bedeuten- 
den Erhöhung der Leiſtungskraft der 
Reichsfinanzverwaltung und damit zur 
Erhöhung des Steueraufkommens und 
zur Erhöhung der Finanzkraft des 
Reiches geführt. Der Erfolg unſerer Maßnahmen 
stellt nicht eine Zuſatzbeſteuerung dar, ſondern 
die Summen, die unerfaßt bleiben würden, wenn 
die Leiſtungskraft der Reichsfinanzverwaltung went- 
ger groß wäre, und um die die einen bewußt oder 
unbewußt ſteuerlich beſſer geſtellt ſein 
würden als diejenigen, die den geſetzlichen Vorſchriften 
uneingeſchränkt entſprechen und es mit 
der Erfüllung ihrer ſteuerlichen Obliegenheiten ge⸗ 
nau nehmen. 

Ich bitte Sie, meine Volksgenoſſen, ſtets zu be⸗ 
denken, daß der Finanzbedarf des Reiches noch immer 
ſehr groß iſt, und daß er um ſo größer ſein muß, je 
wuchtiger das Fundament ſein ſoll, auf dem ſich das 
Leben des Deutſchen Volkes und damit ſchließlich aller 
Volksgenoſſen in Zukunft ſoll vollziehen können. Ich 
bitte Sie, zu bedenken, daß nur deshalb heute Ihr Auf⸗ 
tragseingang ſo außergewöhnlich groß iſt und Ihre 
Umſätze und Ihr Einkommen ſteigen, weil die natio⸗ 
nalſozialiſtiſche Staatsführung die Voraus ſetzun⸗ 
gen dafür geſchaffen hat. Ich bitte Sie, ſich ſtets 
bewußt zu ſein, daß die Staatsführung Aufgaben, die 
Koſten erfordern, nur in dem Maß erfüllen kann, 
in dem ihr die erforderlichen Summen Geldes zur 


Verfügung ſtehen. Ich bitte Sie, ſtets zu bedenken, 
daß die natürlichen Quellen zur Deckung des 
öffentlichen Finanzbedarfs die Steuern und die 
Verwaltungseinnahmen ſind, und daß jeder 
Einzelne die Steuer im letzten Grund um ſeiner 
ſelbſt willen zu entrichten hat. Die Steuer ſtellt 
einen Beitrag zu den Koſten des Staates dar, die 
dieſem bei der Erfüllung ſeiner im Intereſſe des 
Volkes gelegenen Aufgaben erwachſen. Wenn jemand 
ungern Steuern zahlt, ſo kann ich ihm nur die Frage 
vorlegen, wie er ſich denn ſein Leben denken würde, 
wenn es eine ſtaatliche Ordnung, in der ſich das Leben 
der Volksgemeinſchaft und aller ihrer Glieder voll⸗ 
ziehen kann, und eine Staatsführung, die die Lebens⸗ 
rechte der Nation und damit jedes Einzelnen ſichert 
und fortentwickelt, nicht geben würde, und wie er ſich 
denn einen Staat vorſtellen würde ohne die zur Er⸗ 
füllung ſeiner Aufgaben erforderlichen Mittel?! 

Ohne Steuern kein Staat, und ohne 
Staat keine Daſeins⸗ und Entwick⸗ 
lungs möglichkeit des Volksganzen, 
des einzelnen Berufſtandes, der ein⸗ 
zelnen Familie und ſchließlich des ein⸗ 
zelnen Volksgenoſſen. 

Der Staat, an den die Volksgenoſſen Steuern 
zahlen, iſt ihr Staat. Jede Steuerzahlung geſchieht 
durch den einzelnen Volksgenoſſen nicht fremder 
Intereſſen wegen, ſondern mittelbar in jedem Fall 
um ſeiner ſel bſt willen. 

Steuern zahlen heißt nicht „Opfer 
bringen“, ſondern einzig und allein ſeine Pflicht 
tun, die die Natur dem Einzelnen um feiner ſelbſt 
willen auferlegt und deren Merkmale geregelt ſind 
durch die Geſetze des Staates. Es ſteht nicht das 
Volk auf der einen und der Staat auf der 
anderen Seite, ſondern es ſteht und lebt 
das Volk in ſeinem Staat. 

Die Reichsfinanzverwaltung iſt eine Einrichtung 
des Staates, die niemand anderem dient als der 
Volksganzheit und mittelbar ſchließlich jedem 
Einzelnen. Ich bitte Sie, meine Volksgenoſſen, 
das ſtets zu bedenken, wenn das Finanzamt ſich an 
Sie wendet, und wenn Sie an die Finanzkaſſe den 
Teil Ihrer Einnahmen oder Ihres Einkommens ab- 
führen, der auf Ihre Einnahmen oder Ihr Einkom⸗ 
men als Anteil an den Koſten des Staates, dem Sie 
Ihre Einnahmen und Ihr Einkommen verdanken, 
entfällt. Wenn es eine ſtaatliche Ordnung 
nicht geben würde, würden Sie wahrſcheinlich 
weder Einnahmen noch Einkommen zu 
erzielen vermögen. Wenn es aber eine ſtaatliche 
Ordnung gibt und innerhalb dieſer Ordnung Ihnen 
die Erzielung von Einnahmen und Einkommen er- 
möglicht wird, iſt es durchaus natürlich, daß 
Sie mit einem Teil davon an den Koſten der ſtaat⸗ 
lichen Ordnung und der ſonſtigen ſtaatlichen Auf⸗ 
gaben beteiligt werden. 

Die Beteiligung des Einzelnen an den Koſten, 
die dem Staat erwachſen, beſtimmt ſich nach den Ge⸗ 
ſetzen. Dieſe regeln die Beteiligung des Einzelnen 
nach der Leiſtungskraft und dem Nutzen, die er im 
Rahmen der ſtaatlichen Ordnung zu erzielen vermag. 
Es gibt Volksgenoſſen, die gelegentlich äußern, die 
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Steuern ſeien nicht einfach, ſondern kompliziert, es 
ſei für den Laien ſchwer, ſich in den ſteuerlichen Vor⸗ 
ſchriften zurechtzufinden uſw. uſw. Dieſe Volksgenoſſen 
fragen, warum denn die Dinge ſo kompliziert 
ſeien, warum man denn nicht das ganze Steuerweſen 
immer mehr vereinfache. Dieſen Volksgenoſſen 
kann ich nur ſagen, daß ich keinen größeren Wunſch 
habe als den nach fortgeſetzter Vereinfachung des 
Steuerweſens. Es gibt ſehr viele Vorſchläge zu grund⸗ 
legender Vereinfachung des Steuerweſens. Auch ich 
wüßte einen Weg. Wir brauchten nur den Finanz- 
bedarf des Reichs durch die Kopfzahl 
der Bevölkerung zu teilen und den 
danach ſich ergebenden Betrag auf den 
Kopf der Bevölkerung umzulegen. Das 
wäre die größte Vereinfachung, und drei Viertel 
aller Finanzbeamten würden anderen Berufen zu⸗ 
geführt werden können. Glauben Sie aber, daß eine 
olche Vereinfachung von der Bevölkerung tatſächlich 
beg rüßt werden würde? Doch wohl nur von den- 
jenigen Volksgenoſſen, die auf Grund einer ſolchen 
Vereinfachung weniger zu zahlen haben würden 
als bisher! Die meiſten Volksgenoſſen würden 
auf Grund einer ſolchen Vereinfachung mehr zu 
zahlen haben als bisher, ſehr viele würden weſentlich 
8 zu zahlen. haben, als ſie überhaupt verdienen. 

ine ſolche Vereinfachung würde praktiſchundurch⸗ 
führbar ſein. 

„Die Steuern müffen ſozial gerecht und 
ER id aftlichtragbar ſein er müſſen dem⸗ 
uns den ſozialen Gegebenheiten und der wirtſchaft⸗ 
lichen Tragbarkeit angepaßt werden. Die 
1 n Verhä Itniffe der Volksgenoſſen find 
EEE: mannigfaltig und die Wirt- 
es iſt ſehr bielgeftaltig. Soll die Be⸗ 
die ft 8 e zu unbilligen Härten führen, jo müſſen 

euerlichen Vorſchriften dieſer Mannigfaltigkeit 

und Vielgeſtaltigkeit an gepaßt werden. 
Es liegt nicht am Geſetzgeber und auch nicht etwa 
daß die 


7 le * 1 
der Manne unvermeidlich waren, wenn 


5 igkeit ; nz 
Vielgeſtaltigkeit 8 Den logialen Verhältniſſe und der 


werden ſollte und ſoziale 
tigkeit und ſonſtige unbill 
ſollten. 

Und es werden ta 
gebracht mit dem Antrag, 


tſchen Wirtſchaft entſprochen 
und wirtſchaftliche Ungerech⸗ 
ige Härten vermieden werden 


glich Fälle an uns heran⸗ 
aus dem einen oder anderen 


Grund eine neue Vorſchrift zu ſchaffen oder dieſe oder 
jene Vorſchrift zu ändern. Wollten wir allen dieſen 
Anträgen entſprechen, ſo würden die ſteuerlichen Vor⸗ 
ſchriften noch um ein Vielfaches zahlreicher 
und umfangreicher werden als heute. 

Unſere Aufgabe beſteht darin, die Beſteuerung 
der Mannigfaltigkeit der ſozialen Verhältniſſe und der 
Vielgeſtaltigkeit der Wirtſchaft weitgehend anzu⸗ 
paſſen — dadurch werden die ſteuerlichen Vor⸗ 
ſchriften zahlreich und umfangreich —. Der Anpaſſung 
find jedoch Grenzen gezogen, wenn die Über- 
ſicht über die vielen Vorſchriften noch einigermaßen 
gewahrt bleiben ſoll. Dem Finanzbeamten ſteht für 
Sonderfälle der § 1 des Steueranpaſſungsgeſetzes zur 
Verfügung, nach dem die ſteuerlichen Tatbeſtände 
nach nationalſozialiſtiſcher Welt⸗ 
anſchauung zu beurteilen und die Steuer⸗ 
geſetze nach nationalſozialiſtiſcher Weltanſchau— 
ung auszulegen ſind. Dabei find die Volks 
anſchauung, der Zweck der Steuergeſetze und die 
Entwicklung der Verhältniſſe zu berück⸗ 
ſichtigen. Dieſer $ 1 des Steueranpaſſungsgeſetzes 
darf durch die Steuerpflichtigen ſelbſtverſtändlich nicht 
dadurch mißbraucht werden, daß jeder, der glaubt, es 
werde von ihm zuviel verlangt, ſich einfach auf 8 1 
des Steueranpaſſungsgeſetzes beruft. 


* 


Ausgangspunkt aller Beurteilung von Tat⸗ 
beſtänden hat im Steuerrecht der Leitſatz der Gleich- 
mäßigkeit der Beſteuerung zu ſein. Das 
heißt: Es darf bei zwei vollſtändig gleich gelagerten 
Tatbeſtänden die Steuerlaſt nicht verſchieden 
groß ſein. Es darf nicht bei gleichen Tatbeſtänden 
der eine mehr und der andere weniger zahlen müſſen 
oder können als der andere. Die Steuer muß bei 
gleichen Tatbeſtänden im geſamten Reichsgebiet ein⸗ 
heitlich groß ſein. Jede ſteuerliche Begünſtigung eines 
Einzelnen geſchieht auf Koſten der Allgemein— 
heit. Es kann jedoch auch ein Zuviel, das dem 
Einzelnen abverlangt wird, zum Schaden der 
Allgemeinheit ſein. 

Es kommen Fälle vor, in denen jedes verlangte 
Entgegenkommen mit den allgemeinen Intereſſen des 
Volksganzen unvereinbar ſein würde und dem⸗ 
gemäß unbedingt abgelehnt werden muß, es 
find aber auch Fälle denkbar, in denen die all⸗ 
gemeinen Intereſſen des Volksganzen, insbeſondere 
aus ſozialen Gründen, ein Entgegenkommen ge⸗ 
boten erſcheinen laſſen. 

Für die Beſtimmung des Begriffs der Gleich 
mäßigkeit der Beſteuerung iſt nicht die 
Auffaſſung der beteiligten Steuerpflichtigen, 
ſondern ſtets nur die Auffaſſung der Allgemein- 
heit — die Volksanſchauung — maßgebend, 
und zwar in dem Zeitpunkt, in dem die ſteuerliche 
Tragweite des beſtimmten Rechtsvorgangs zu be- 
urteilen iſt. 2 

Ein wichtiges Mittel zur Gewährleiſtung der 
ſteuerlichen Gleichmäßigkeit iſt auch die Betriebs 
prüfung der Reichsfinanzverwaltung. Jede Ver⸗ 
anlagung, der Betriebseinkünfte zugrunde liegen, 
muß früher oder ſpäter durch eine Betriebsprüfung 
ergänzt werden. Die Betriebsprüfung findet 
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planmäßig ſtatt. Das Weſen der Betriebsprüfung 
beruht nicht etwa auf Mißtrauen gegen den 
Steuerpflichtigen, ſondern es werden alle Betriebe, 
auch diejenigen, bei denen bisher ſtets alles in beſter 
Ordnung geweſen iſt und die zu den gewiſſenhafteſten 
und pünktlichſten Steuerpflichtigen gehören, in 
feſter Reihenfolge geprüft. Es gibt unzählige 
Fragen, die nicht bereits bei der Veranlagung, ſondern 
erſt bei der Betriebsprüfung auftauchen und geklärt 
werden können. Der Betriebsprüfer iſt zu ſtrengſter 
Geheimhaltung aller Dinge verpflichtet, die er bei der 
Durchführung ſeiner Aufgaben erfährt. Seine Auf⸗ 
gaben ſind auf diejenigen Dinge beſchränkt, die 
ſteuerlich von Bedeutung ſind. 

Der eigentliche Zweck der Betriebsprüfung 
iſt nicht, zu einem Mehr an Steuern über 
den Rahmen der Veranlagung hinaus 
zu führen, ſondern der eigentliche Zweck der Betriebs⸗ 
prüfung beſteht in der Gewährleiſtung der 
ſteuerlichen Gleichmäßigkeit. Dieſer Zweck 
bringt es allerdings zwangsläufig mit ſich, daß 
in manchem Fall falſcher Glaube feſtgeſtellt 
wird, Zweifelsfragen geklärt und Mei⸗ 
nungsverſchiedenheiten beſeitigt 
werden und Ergänzungen und Berichti⸗ 
gungen erforderlich werden, die im Rahmen der 
ſteuerlichen Gleichmäßigkeit zu einem Mehr an 
Steuern führen. Dieſes Mehr an Steuern be⸗ 
deutet niemals eine zuſätzliche Beſteuerung, ſon⸗ 
dern lediglich eine Ergänzung oder Berichtigung, die 
ſich nach den Vorſchriften des Geſetzes im Rahmen 
der ſteuerlichen Gleichmäßigkeit ergibt. 

Durch den Betriebsprüfungsdienſt der Reichs⸗ 
finangverwaltung fol eine harmoniſche Zu⸗ 
ſammenarbeit zwiſchen der Reichs⸗ 
finanzverwaltung und den Steuer⸗ 
pflichtigen hergeſtellt werden. Das letzte Ziel 
dieſer Zuſammenarbeit iſt die Herſtellung voll- 
endeter ſteuerlicher Gleichmäßigkeit, 
die Ausſchließung von Verſchiedenheiten in der Be⸗ 
urteilung von Tatbeſtänden und in der Auslegung von 
ſteuerlichen Vorſchriften durch die Steuerpflichtigen 
und die Beſeitigung von ſonſtigen Meinungsver⸗ 
ſchiedenheiten und Mißſtimmungen. 

Daß wir auf dem Weg zu dieſem Ziel in noch ſehr 
vielen Fällen zu einem Mehr an Steuern 
kommen werden, iſt ſicher. Das ſteueraufkommens⸗ 
mäßige Ergebnis wird ſich durch den Ausbau der 
Betriebsprüfung der Reichsfinanzverwaltung bis auf 
weiteres noch erhöhen. Es iſt aber ebenſo erwünſcht, 
daß nach einer Reihe von Jahren die Wirkung auf 
die Höhe des Steueraufkommens mehr eine mittel- 
bare als eine unmittelbare iſt und die Er⸗ 
gebnisüberſichten des Betriebsprüfungsdienſtes von 
dem Erfolg der Aufklärungsarbeit und 
von der gehobenen Steuermoral zeugen. 

Das letzte Ziel der Betriebsprüfung iſt nicht der 
unmittelbare Erfolg, der ſich in einem Mehr 
an Steuern zeigt, das bei der Betriebs ⸗ 
prüfung errechnet wird, ſondern der mittel⸗ 
bare Erfolg, der in einem Mehr an Steuern bereits 
auf Grund der abgegebenen Steuererklär un- 
gen beſteht — in einem Mehr an Steuern, das ſeine 
Urſache in der verbeſſerten ſteuerlichen 


Gleichmäßigkeit hat, die durch vergangene 
Betriebsprüfungen erzielt worden iſt. 


Ich bitte Sie ſehr, meine Volksgenoſſen, ſtets das 
erforderliche Verſtändnis für die Arbeit der Reichs⸗ 
finanzbeamten zu haben und zu bedenken, daß nicht 
zuletzt nach der Güte der Arbeit der Reichsfinanz⸗ 
beamten ſich die Finanzkraft des Reichs und 
damit die materiellen Vorausſetzungen zur Sicherung 
und Fortentwicklung der Verteidigungskraft und der 
Lebensrechte des Deutſchen Volkes beſtimmen. Meine 
Beamten ſind dafür verantwortlich, daß alle 
Beträge, die dem Reich auf Grund der beſtehenden 
Geſetze zuſtehen, reſtlos erfaßt und dem Reich 
pünktlich zugeführt werden, und daß der Grund⸗ 
ſatz der ſteuerlichen Gleichmäßigkeit ge⸗ 
wahrt wird. 

Die Reichsfinanzbeamten ſind auch verpflichtet, 
den Verkehr mit den Steuerpflichtigen ſo einfach 
wie möglich zu geſtalten und dem Steuer⸗ 
pflichtigen die Erfüllung ſeiner ſteuerlichen Obliegen⸗ 
heiten weitmöglichſt zu erleichtern. Ich habe in 
der neuen Dienſtordnung für die Finanzämter zum 
Beiſpiel die folgenden Leitſätze aufgeſtellt: 

1. die Ausführungen im Verkehr mit dem Steuer⸗ 
pflichtigen müſſen in Sprache und Darſtellung 
durch einen Volksgenoſſen mit 
Volksſchulbildung ohne weiteres 
verſtanden werden können. Der Emp⸗ 
fänger eines Schreibens darf nicht veranlaßt ſein, 
die Sprache des Finanzamts als „bürokratiſch“ 
zu bezeichnen; 

2. die Ausführungen müſſen dem Empfänger ge⸗ 
nügen. Sie müſſen kurz und bündig ſein, 
jedoch alles beſagen, was der Empfänger erfahren 
ſoll oder muß, um ſeine Obliegenheiten möglichſt 
genau erfüllen zu können; 

3. Fragen dürfen ſchriftlich oder durch Vordruck 
nur geſtellt werden, ſoweit fie tatſächlich erfor⸗ 
derlich ſind und ſoweit angenommen werden 
kann, daß ein Volksgenoſſe mit Volks⸗ 
ſchulbildung ſie ohne weiteres zu ver⸗ 
ſtehen vermag. 

Die Leiſtungskraft der Reichsfinanzverwaltung iſt 
durch ſchuliſche, organiſatoriſche und verwaltungs⸗ 
mäßige Maßnahmen in den vergangenen Jahren be- 
deutend geſtiegen, und ſie wird noch weiter ſteigen. 
Die Erhaltung und Steigerung dieſer Leiſtungskraft 
iſt die weſentlichſte Vorausſetzung für die Erhaltung 
und Steigerung der Finanzkraft des Reichs. Das 
Einkommenſteuer⸗Anderungsgeſetz 
vom Februar 1939 und die im Neuen Finanz⸗ 
plan vorgeſehene Mehreinkommenſteuer ſind 
die letzten Maßnahmen, durch die eine beſſere An⸗ 
paſſung des Steuerſyſtems an die Leiſtungskraft der 
Steuerpflichtigen geſchehen iſt. Weitere Maßnahmen 
ſolcher Art ſind nicht mehr zu erwarten und werden 
auch finanzpolitiſch und ſteuerpolitiſch nicht mehr 
erforderlich ſein. Es muß anderſeits erwartet 
werden, daß alle Volksgenoſſen die Pflichten, die 
ihnen nach den beſtehenden Steuergeſetzen obliegen, 
gewiſſenhaft und pünktlich erfüllen, und 
daß ſie in dieſer Pflichterfüllung nichts weiter als 
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den ihrer Leiſtungskraft entfpreden- 
den ſelbſtverſtändlichen Beitrag zur 
Aufrechterhaltung der ſtaatlichen Ord- 
nung und zur Sicherung und Fort— 
entwicklung der Lebensrechte der 
Deutſchen Nation erblicken. 


* 


Der außergewöhnliche Finanzbedarf des Reichs 
iſt gegenwärtig ſo groß, daß das Steueraufkommen 
trotz der über alle Erwartung günſtigen Entwicklung 
noch nicht genügt, den außergewöhnlichen Finanz- 
bedarf reſtlos zu decken. Es iſt jedoch nicht 
beabſichtigt, deshalb die Steuer laſt über den 
gegenwärtigen Stand hinaus zu erhöhen. 


„Es iſt anderſeits aber auch nicht beabſichtigt, die 
nationalpolitiſche Aufgabenſtellung dem gegenwärtigen 
Steueraufkommen anzupaſſen. Eine Verlang⸗ 
la mung in der weiteren Durchführung der großen 
nationalpolitiſchen Aufgaben würde mit dem brin- 
Fedde Gebot der Sicherung und Fortentwicklung der 
Lebensrechte des Deutſchen Volkes un verein- 
ba u 
Wir haben den Teil des Finanzbedarfs, der das 
Jibweranfkommen überſchreitet, in den vergangenen 
gede t r. kurzfriſtige und mittelfriſtige Schulden 
ee abgelöft durch langfriſtige 
N zuche Anleihen des Reichs. Dieſes 
3 — hren ſtellt einen Vorgriff auf künftiges 
arg i emen dar; denn die Verzin⸗ 
S Tilgung werden aus künftigem 

eneraufkommen beſtritten. 

PR. Summe der aufgenommenen Anleihen ift, ge- 
n an der Größe und Leiſtungskraft und an der 


Steuerkraft d g l 
au. Nele 7 Deutſchen Volkswirtſchaft, als klein 


Su Anleihen zu be— 
Die finanz- und kreditpolitiſchen Erundſage 
ebieten 
ob der außergewöhnliche a er 
keichs inſoweit, als er das Steueraufkommen noch 
wiedſteigt, nunmehr anders als bisher gedeckt 
beko, und daß insbeſondere der privaten Wirt, 
Haft der Geld. und Kapitalmarkt nicht mehr in 


dem bisheri i 
eh een Umfang durch das Reich ver 
Sie alle kennen de i 

j h . n Neuen Finanzplan. 
San derjenige Teil des außergewöhnlichen 
5 5. 80 der noch nicht durch Steuern gedeckt 
nicht mehr durch die Auf⸗ 


Anleihen, ſondern 


Steueraufkommen dar, ſie fü 
weiteren Vergrößerung der Zinſenla ſt des Reichs 


jo nur zu einer Verl 
Steuern, die für den Reichshaushalt N 5 5 15 
erträglich iſt. Dabei denke ich nur an die Steuer⸗ 


hren jedoch nicht zu einer 


gutſcheine I, die den Kern des Neuen Finanzplans 
darſtellen und ſolange ausgegeben werden, bis der 
Finanzbedarf des Reichs ſich mit der Summe des 
Steueraufkommens und der Verwaltungseinnahmen 
des Reiches decken wird. Das Steueraufkommen wird 
im gegenwärtigen Rechnungsjahr um mehr als 4 Mil⸗ 
liarden Reichsmark größer ſein als dasjenige von 
1938, und es wird in 1940 weſentlich größer ſein als 
in 1939. Die Ausgabe von Steuergutſcheinen II, die 
mit einem zinsähnlichen Aufgeld aus⸗ 
geſtattet ſind, wird demgemäß wahrſcheinlich ſchon im 
Rechnungsjahr 1940 nicht mehr, zumindeſt nicht mehr 
in dem Umfang von 1939, erforderlich ſein. 


%* 


Die Ausgabe der Steuergutſcheine geschieht durch 
den Reichsminiſter der Finanzen zum Nenn- 
betrag in zwei Ausſtattungen. Die Steuer⸗ 
gutſcheine I verbriefen einen Anſpruch auf Bewer⸗ 
tungsfreiheit für abnutzbare Wirt⸗ 
ſchaftsgüter des betrieblichen Anlage⸗ 
vermögens, die Steuergutſcheine II ein Auf⸗ 
geld von 12 vom Hundert fürdrei Jahre. 
Die Steuergutſcheine I werden ab dem ſiebenten 
Monat nach dem Ausgabemonat zum Nennbe— 
trag, die Steuergutſcheine II ab dem jieben- 
unddreißigſten Monat nach dem Ausgabemonat 
zu 112 vom Hundert des Nennbetrags 
von den Finanzkaſſen und Zollkaſſen des Reichs bei 
der Entrichtung von Reichsſteuern in Zahlung 
genommen. 

Das Steuergutſchein⸗Verfahren befteht darin, daß 
das Reich, die NSDAP, die Länder, die Gemeinden 
und die Gemeindeverbände, die Reichsbahn, die Reichs⸗ 
poſt, das Unternehmen Reichsautobahnen und andere 
vom Reichsminiſter der Finanzen bezeichnete juriſtiſche 
Perſonen und ähnliche Gebilde Lieferungen und 
ſonſtige Leiſtungen gewerblicher Unternehmer in Höhe 
von 40 vom Hundert des Rechnungsbetrags in Steuer⸗ 
gutſcheinen bezahlen, und zwar je zur Hälfte in 
Steuergutſcheinen J und II. 

Ein gewerblicher Unternehmer, der eine Lieferung 
oder ſonſtige Leiſtung an das Reich, an die NSDAP. 
an ein Land, an eine Gemeinde, an die Reichsbahn, die 
Reichspoſt, das Unternehmen Reichsautobahnen uſw. 
bewirkt, erhält dafür 60 vom Hundert des Rechnungs⸗ 
betrags in Geld und 40 vom Hundert des Rech⸗ 
nungsbetrags in Steuergutſcheinen, je zur 
Hälfte in Steuergutſcheinen I und II. Es iſt dem 
Reich, den Ländern, den Gemeinden uſw. nicht an 
heimgegeben, ſo zu verfahren, ſondern ſie ſind 
dem Finanzplan gemäß verpflichtet, ſo zu ver⸗ 
fahren. Die NSDAP, die Länder, die Gemeinden, die 
Reichsbahn und die anderen Steuergutſcheinpflichtigen 
beziehen die entſprechenden Poſten Steuergutſcheine 
vom Reich gegen Geld. 

Das Reich braucht ſelbſt nur 60 vom Hundert 
der Rechnungsbeträge über Lieferungen und Leiſtungen 
gewerblicher Unternehmer in Geld zu entrichten, 
und es erhält außerdem 40 vom Hundert der Be⸗ 
träge, die die NSDAP, die Länder, die Gemeinden, 
die Reichsbahn uſw. für Lieferungen und ſonſtige 
Leiſtungen gewerblicher Unternehmer aufwenden, in 
Geld. Das bedeutet eine Verbeſſerung des 
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Reichshaushalts um 40 vom Hundert 
der Rechnungsbeträge über Lieferun⸗ 
gen und Leiſtungen, die gewerbliche 
Unternehmer an das Reich, an die 
NSDAP, an die Länder, an die Ge⸗ 
meinden, an die Reichsbahn uſw. täti⸗ 
gen. Die Verbeſſerung ſetzt ſich zuſammen aus einer 
Geldentlaſtung auf der Ausgaben⸗ 
ſeite, und zwar in Höhe von 40 vom Hundert der 
Rechnungsbeträge über Lieferungen und ſonſtige Lei⸗ 
ſtungen, die gewerbliche Unternehmer an das Reich 
tätigen, und aus einer Vergrößerung der 
Einnahmen um 40 vom Hundert der Rechnungs⸗ 
beträge über Lieferungen und ſonſtige Leiſtungen, die 
gewerbliche Unternehmer an Länder, Gemeinden, 
Reichsbahn und die anderen Steuergutſcheinpflichtigen 
leiſten. 

Der Reichsminiſter der Finanzen iſt durch § 11 
des Neuen Finanzplans ermächtigt worden, den 
Hundertſatz des Rechnungsbetrags, den Reich, Länder, 
Gemeinden, Reichsbahn uſw. in Steuergut⸗ 
ſcheinen bezahlen müſſen, anders feſtzuſetzen. Dieſer 
Ermächtigung liegt nicht etwa der Gedanke zugrunde, 
den gegenwärtigen Hundertſatz von 40 früher oder 
ſpäter zu erhöhen, ſondern lediglich der Gedanke, 
den Hundertſatzherabzuſetzen, ſobald und ſoweit 
der Steuergutſcheinbedarf des Reichs ſich ver min⸗ 
dert. Die erſte Herabſetzung wird wahrſcheinlich im 
Frühjahr 1940 geſchehen. In Zuſammenhang mit der 
erſten Herabſetzung wird die Ausgabe der Steuergut⸗ 
ſcheine II eingeſchränkt werden oder überhaupt auf⸗ 
hören. 

Das Reich, die NSDAP, die Länder, die Gemein⸗ 
den, die Reichsbahn uſw. find § 2 Abſatz 1 NF gemäß 
verpflichtet, Lieferungen und ſonſtige Leiſtun⸗ 
gen gewerblicher Unternehmer in Höhe von 40 vom 
Hundert in Steuergutſcheinen zu bezahlen. Juriſtiſche 
Perſonen des Privatrechts, gewerbliche Einzelunter⸗ 
nehmer, Offene Handelsgeſellſchaften, Kommandit⸗ 
geſellſchaften und ſonſtige Unternehmergemeinſchaften 
ſind berechtigt, Lieferungen und ſonſtige Leiſtun⸗ 
gen gewerblicher Unternehmer bis zu 40 vom Hundert 
des Rechnungsbetrags in Steuergutſcheinen zu bezahlen. 
Durch dieſe Berechtigung iſt den Empfän- 
gern von Steuergutſcheinen die Möglichkeit gegeben, 
ſie weiterzugeben. Die Empfänger von Steuer⸗ 
gutſcheinen können die Steuergutſcheine behalten: 
die Steuergutſcheine I zwecks Inanſpruchnahme von 
Bewertungsfreiheit für Wirtſchaftsgüter des 
betrieblichen Anlagevermögens, die Steuergutſcheine II 
als Anlagepapiere, ſie können ſie aber auch bei 
der Bezahlung von Lieferungen und ſonſtigen Leiſtun⸗ 
gen gewerblicher Unternehmer weitergeben, und 
zwar jeweils bis zu 40 vom Hundert des Rechnungs⸗ 
betrags. Dieſe Wahl, die Steuergutſcheine bei der Be⸗ 
zahlung von Lieferungen und Leiſtungen gewerblicher 
Unternehmer weiterzugeben, hat jeder Be⸗ 
ſitzer von Steuergutſcheinen, alſo auch der zweite, dritte, 
vierte uſw. Empfänger; denn § 2 Abſatz 1 N gemäß 
ſind alle juriſtiſchen Perſonen des Privatrechts, 
gewerbliche Einzelunternehmer, Offene Handelsgeſell⸗ 
ſchaften, Kommanditgeſellſchaften und ſonſtige Unter⸗ 


nehmergemeinſchaften berechtigt, Lieferungen 
und ſonſtige Leiſtungen gewerblicher Unternehmer 
bis zu 40 vom Hundert des Rechnungsbetrags in 
Steuergutſcheinen zu bezahlen. 

Das Steuergutſchein⸗Verfahren findet nicht An⸗ 
wendung auf Rechnungen und auf Spitzenbeträge von 
weniger als 500 Reichsmark. Bezahlt ein 
Kaufmann einen Rechnungsbetrag von 900 Reichs⸗ 
mark, ſo kann er 40 vom Hundert von 500 Reichsmark 
— 200 Reichsmark in Steuergutſcheinen bezahlen. Den 
Reſt von 700 Reichsmark muß er in Geld bezahlen. 

Es beſteht für keinen gewerblichen Unternehmer 
die Verpflichtung, Steuergutſcheine im Betrag von 
mehr als 40 vom Hundert des Rechnungsbetrags in 
Zahlung zu nehmen. Erhält ein Kaufmann zur Be⸗ 
zahlung einer Rechnung von 2000 Reichsmark 1 500 
Reichsmark in Steuergutſcheinen und 500 Reichsmark 
in Geld, ſo kann er von den Steuergutſcheinen 
700 Reichsmark zurückſenden mit der Bemerkung, daß 
er nur 40 vom Hundert von 2000 Reichsmark, alſo 
nur 800 Reichsmark, in Steuergutſcheinen entgegen⸗ 
zunehmen verpflichtet ſei. Er kann natürlich, wenn er 
will, auch die vollen 1 500 Reichsmark behalten. 
Vielleicht iſt er ſogar daran intereſſiert, einen 
ſo großen Poſten in Steuergutſcheinen zu erhalten. 
Ich kann mir ſehr wohl denken, daß in den gegen⸗ 
wärtigen Juni⸗Tagen mancher Kaufmann ſeinen 
Schuldner bittet, ihm doch einen möglichſt großen Be⸗ 
trag in Steuergutſcheinen I zu bezahlen, und zwar 
deshalb, weil auf Grund von Steuergutſcheinen I 
durch diejenigen Kaufleute, deren Wirtſchaftsjahr mit 
dem Kalenderjahr zuſammenfällt, bei der Aufſtellung 
der Jahresſchlußbilanz für 1939 in Höhe von 20 vom 
Hundert des Geſamtbetrags der Steuergutſcheine J, 
die ihnen in den letzten ſechs Monaten, alſo in der Zeit 
vom 1. Juli bis 31. Dezember 1939, ununter- 
brochen gehört haben, Bewertungsfreiheit für 
Wirtſchaftsgüter des betrieblichen Anlagevermögens 
in Anſpruch genommen werden kann. 


Damit bin ich bereits auf die zweite Art der 
Verwendungsmöglichkeit der Steuergutſcheine I ge⸗ 
kommen. Die Steuergutſcheine I können ebenſo wie 
die Steuergutſcheine II bei der Bezahlung von Liefe⸗ 
rungen und ſonſtigen Leiſtungen gewerblicher Unter⸗ 
nehmer verwendet werden, und zwar bis zu 40 vom 
Hundert des Rechnungsbetrags. Die Bewer⸗ 
tungsfreiheit kann für 1939 in Höhe von 
20 vom Hundert des Geſamtbetrags der Steuergut⸗ 
ſcheine Jin Anſpruch genommen werden, die dem ge⸗ 
werblichen Unternehmer in den letzten ſechs Monaten 
des Wirtſchaftsjahrs ohne Unterbrechung gehört 
haben. Das heißt: der gewerbliche Unternehmer kann 
neben den Abſetzungen und Abſchreibungen, die im 
Einkommenſteuergeſetz und im Körperſchaftſteuergeſetz 
vorgeſehen ſind, in Höhe der bezeichneten 20 vom 
Hundert eine Sonderabſchreibung vor⸗ 
nehmen. Die Sonderabſchreibung iſt unabhängig 
von der vorausſichtlichen Nutzungsdauer oder 
Reſtnutzungsdauer des abnutzbaren Wirt⸗ 
ſchaftsguts, unabhängig von dem Zeitpunkt der An⸗ 
ſchaffung oder Herſtellung des Wirtſchafts⸗ 
guts und unabhängig von den Koſten der Anſchaf⸗ 
fung oder Herſtellung. 
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Auf welche Wirtſchaftsgüter des betrieblichen 
Anlagevermögens der Kaufmann die Sonderabſchrei⸗ 
bung vornimmt, iſt ſeine Sache. Der rechnende 
Kaufmann wird dabei in der Reihenfolge verfahren, 
die ſich aus der Länge der vorausſichtlichen 
Nutzungsdauer oder Reſtnutzungs⸗ 
da u er des einzelnen Wirtſchaftsguts ergibt. Er wird 
die Sonderabſchreibung zunächſt von den Buchwerten 
derjenigen Wirtſchaftsgüter vornehmen, deren 
Nutzungsdauer oder Reſtnutzungsdauer am läng⸗ 
ſten iſt; denn je länger die Nutzungs⸗ 
dauer, um ſo kleiner der Betrag der jährlichen Ab⸗ 
ſetzungen für Abnutzung, der im Einkommenſteuer⸗ 
geſetz und im Körperſchaftſteuergeſetz vorgeſehen iſt, 
an um ſo größer bei der Snanfpruchnahme der 
Bewertungsfreiheit der Zeitraum, der durch die 
Steuerverlagerung in Anſpruch genommen 
wird, um ſo geringer infolgedeſſen die Gefahr, daß das 
!pätere Gewinn⸗Mehr zu einer Erhöhung des Steuer⸗ 
2 88 führt. Wird die Sonderabſchreibung vom Buch- 
wert eines Gebäudes vorgenommen, ſo wird ſich 
die Steuerverlagerung in der Regel auf Jahr⸗ 
N verteilen, wird fie dagegen vom Buchwert 

BER ebiger Wirtſchaftsgüter vorgenommen, jo 
erſtreckt fie ſich auf nur einige Jahre. 
N . Bedeutung iſt, daß die Abſetzungen und Ab- 
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Sonder 5 ſüſteuergeſetz vorſehen, nach vorgenommener 
Höhe 10 ſchreibung in den künftigen Jahren in der 
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Er 5 ; 
> Sei vielen Einzelheiten hineinzuſteigen, die bei 
Grün 5 en. von Bewertungsfreiheit auf 
im teuergutſcheinen I zu beachten ſind, würde 
weise daraus Vortrags zu weit führen. Ich 
jedes Jahr 9 hin, daß Bewertungsfreiheit für 
dem dem TREE nſpruch genommen werden kann, in 
Steuer nehmer der entſprechende Betrag in 

men in der vorgeſchriebenen Zeit un⸗ 
gehört hat, und daß der Sundert- 


ſa tz, in deſſen Höhe di an N 
ſpruch genommen 1 5 taewertungsfreiheit in An⸗ 


möglichen Verlagerung v 
wird, je länger der gewerbliche Unternehmer die 


Steuergutſcheine bis zu vier Jahren behält. Ich 
weiſe außerdem darauf hin, daß der Hundertſatz, in 
deſſen Höhe Bewertungsfreiheit in Anſpruch genom⸗ 
men werden kann, bei gewerblichen Unternehmern 
der Ausfuhrinduſtrie von vornherein um 
10 vom Hundert höher iſt, alſo 30, 35, 40 und 
45 vom Hundert, wenn der Ausfuhrumſatz 
mindeſtens 25 vom Hundert des Ge⸗ 
ſamtumſatzes beträgt, und daß auch dann, wenn 
der Anteil des Ausfuhrumſatzes weniger als 
25 vom Hundert beträgt, im Fall der Ausfuhr⸗ 
erhöhung eine Bewertungsfreiheit gewährt wird. 
Beſondere Vergünſtigungen beſtehen für den 
Ausfuhrhandel. 


Die vielen Möglichkeiten, die es auf Grund von 
Steuergutſcheinen I gibt, und die vielen Einzelheiten, 
die beim Steuergutſchein⸗Verfahren und bei der Be⸗ 
wertungsfreiheit beachtet werden müſſen, habe ich aus⸗ 
führlich in meinem Kommentar „Der Neue Finanz⸗ 
plan“ dargeſtellt, der als Band 15 der Bücherei des 
Steuerrechts im Induſtrieverlag Spaeth & Linde zum 
Preis von 2 Reichsmark erſchienen iſt. 


Durch die Verpfändung von Steuergut⸗ 
ſcheinen I wird der Zeitraum, in dem die Steuergut⸗ 
ſcheine dem gewerblichen Unternehmer gehören, unter⸗ 
brochen. Würde das nicht der Fall ſein, ſo würde 
der Neue Finanzplan ein geeignetes Mittel ſein, die 
gewerblichen Unternehmer zu Spekulations⸗ 
geſchäften zu verleiten. Sie würden Steuergut⸗ 
ſcheine erwerben, um ſie zu verpfänden, und trotz⸗ 
dem Bewertungsfreiheit in Anſpruch nehmen. Sie 
würden die Bankzinſen gern bezahlen, weil ihnen die 
ſteuerliche Entlaſtung der Gegenwart, die ſich aus der 
Bewertungsfreiheit ergibt, mehr wert iſt. Die 
Banken würden durch ſolche Geſchäfte unter Umſtänden 
außergewöhnlich ſtark in Anſpruch genommen 
werden können und auf die Reichsbank zurück⸗ 
greifen müſſen. Ein folder Zuſtand würde dent 
Weſen und dem Zweck des Neuen Finanzplans 
widersprechen. Die Steuergutſcheine I find nicht 
darauf abgeſtellt, unmittelbar oder mittelbar zu einer 
Belaſtung der Reichsbank zu führen, ſondern darauf. 
Mittel zur Finanzierung nationalpolitiſcher Aufgaben 
des Reichs ohne Inanſpruchnahme der Reichsbank 
zu beſchaffen. 

Macht ſich in einem Unternehmen das Bedürfnis 
nach Verflüſſigung von vorhandenen Steuergut⸗ 
ſcheinen I geltend, jo müſſen fie inſoweit bei der Be⸗ 
zahlung von Lieferungen oder ſonſtigen Leiſtungen 
gewerblicher Unternehmer oder bei der Entrichtung von 
Reichsſteuern verwendet oder verkauft werden. Will 
ſich der Unternehmer dazu nicht entſchließen, ins⸗ 
beſondere, wenn das Ende des Wirtſchaftsjahres nicht 
mehr fern iſt, ſo muß er verſuchen, bei ſeiner Bank für 
vorübergehend einen Kredit zu erhalten, 
ohne die Steuergutſcheine I al® Pfand hingeben 
zu müſſen. Es wird der Bank anheimgegeben ſein, 
den Kredit auf die Zeit bis zum Schluß des Wirt⸗ 
ſchaftsjahres des gewerblichen Unternehmers zu be⸗ 
grenzen und dem Unternehmer aufzugeben, nach 
Schluß des Wirtſchaftsjahres die Steuergutſcheine I 
gleich weiterzugeben oder an die Bank zu ver⸗ 
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kaufen. Auf die Weiſe wird dem Unternehmer er- 
möglicht, mit Hilfe des Bankkredits die Steuergut⸗ 
ſcheine I bis zum Schluß des Wirtſchaftsjahres zu be- 
halten und Bewertungsfreiheit in Anſpruch zu nehmen. 
— Unter Umſtänden wird dem Unternehmer auch durch 
kurzfriſtige Stundung von Steuern 
ermöglicht werden können, die Steuergutſcheine zu 
behalten. 


* 


Daß auf Prämienzahlungen an Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaften das Steuergut⸗ 
ſchein⸗Verfahren nicht Anwendung findet, habe ich 
bereits in meinem Kommentar ausgeführt. 


* 


Steuergutſcheine können ſelbſtverſtändlich auch 
nicht zur Einlöung von Warenwechſeln ver⸗ 
wendet werden. Durch die Begebung eines Wechſels 
verwandelt ſich die Warenſchuld in eine 
Wechſelſchuld. Die gewerblichen Unternehmer 
ſind berechtigt, ganz in Wechſeln oder 
bis zu 40 vom Hundert in Steuergut⸗ 
ſcheinen und den Reſt in Wechſeln zu bezahlen. 
Wechſelakzeptanten müſſen das Wahlrecht ſpäteſtens 
im Zeitpunkt der Wechſelunterzeichnung ausüben. 


* 


Weitere Fragen, die aufgetaucht ſind, werde ich 
in den nächſten Nummern der Deutſchen Steuer⸗ 
Zeitung ausführlich behandeln. Es wird ſelbſtverſtänd⸗ 
lich auch denjenigen gewerblichen Unternehmern die 
Inanſpruchnahme der Bewertungsfreiheit ermöglicht 
werden, deren Wirtſchaftsjahr in den Monaten 
Januar oder Februar 1940 abſchließt, und 
es wird auch denjenigen die Inanſpruchnahme der 
Bewertungsfreiheit ermöglicht werden, die Steuergut⸗ 
ſcheine I au3 dem einen oder anderen Grund nicht mehr 
rechtzeitig vor dem 1. Juli 1939, ſondern verſpätet 
erhalten. 


* 


Die Entwicklung des Kurſes der Steuergut⸗ 
ſcheine Jiſt bisher keineswegs normal geweſen. Es 
iſt außerordentlich erfreulich, daß die Nachfrage nach 
Steuergutſcheinen I rieſengroß iſt, und daß die 
Steuergutſcheine 1 ſehr gut bewertet werden. Die 
Steuergutſcheine J haben ſich jedoch bereits auf einem 
Kurs befunden, der übertrieben hoch war. Die 
Steuergutſcheine I find nicht geſchaffen worden, um 
Spekulationsobjekt zu werden. Daß Leute 
die Steuergutſcheine I in großen Poſten aufgekauft 
haben, um fie Ende Juni mit einem erheblichen Auf⸗ 
ſchlag zu verkaufen, iſt ein Verfahren, das einen Miß⸗ 
brauch mit den Steuergutſcheinen! darſtellt. Ich bitte 
die gewerblichen Unternehmer dringend, nicht zu hohe 
Preiſe für Steuergutſcheine 1 zu bieten und auch ihre 
Steuergutſcheine I nicht gegen einen zu hohen Preis 
zu verkaufen. 


* 


Es werden auch in der Gffentlichkeit vielzuviele 
Berechnungen über die Größe des Vorteils an⸗ 
geſtellt, den die Steuergutſcheine J bieten. Die einen 
meinen, der Vorteil ſei viel zu groß, den anderen iſt 
der Vorteil nicht groß genug. 


Der Vorteil iſt in jedem Fall ſo groß, daß es 
ſich für jeden gewerblichen Unternehmer lohnt, 
einen Teil ſeines Betriebsvermögens in Steuergut⸗ 
ſcheinen J feſtzulegen und ſich auf die Weiſe für die 
Gegenwart ſteuerlich zu entlaſten. Ich bitte 
alle Unternehmer, die es ſich irgendwie leiſten können, 
die Steuergutſcheine zu behalten, und zwar die 
Steuergutſcheine I um Bewertungsfreiheit 
in Anſpruch zu nehmen, und die Steuergutſcheine II 
als gute Kapitalanlage. 


* 


Ich werde in der Nummer 24 der Deutſchen 
Steuer⸗Zeitung einen ausführlichen Aufſatz (ſiehe 
S. 547 und folgende) über die einkommen 
ſteuerliche Behandlung der Steuergutſcheine I 
und II bringen. Ich weiſe ſchon heute darauf hin, 
daß das geſetzliche Aufgeld, mit dem die 
Steuergutſcheine II ausgeſtattet ſind, auch in der 
Hand von Privatperſonen einkommenſteuer⸗ 
pflichtig iſt. Fällt beim Verkauf oder bei der 
Inzahlunggabe von Steuergutſcheinen II durch ſolche 
Privatperſonen das Aufgeld für einen Zeitraunt 
von mehr als zwölf Monaten an, ſo 
findet jedoch $ 34 des Einkommenſteuergeſetzes An⸗ 
wendung, wonach die Einkommenſteuer auf Antrag 
abweichend von der Einfommenfteuer- 
tabelle auf 10 bis 25 vom Hundert zu 
bemeſſen iſt. 

Ein Gewinn, der über den Rahmen des ge- 
ſetzlichen Aufgeldes hinaus erzielt wird, iſt in 
der Hand von Privatperſonen nicht einkommen⸗ 
ſteuerpflichtig. 

Zum Schluß noch kurz einiges zu einer anderen 
Frage. Wenn jemand in dem Steuergnutſchein-Ver⸗ 
fahren etwa eine inflatoriſche Maßnahme er⸗ 
blicken ſollte, ſo denkt er vollkommen fal ſch; denn 
währungs mäßig wirkt ſich das Steuergutſchein⸗ 
Verfahren in gerade entgegengeſetzter Richt⸗ 
tung aus. Wenn das Reich, die Länder, die Gemeinden 
und die anderen Steuergutſcheinpflichtigen und 
die Steuergutſcheinberechtigten große Summen in 
Steuergutſcheinen ſtatt in Geld zahlen, ſo 
wird dadurch die Währung nicht belaſtet, ſondern 
entlaſtet. 

Die Steuergutſcheine ſind weder Geld 
Erſatzgeld. 

Die Steuergutſcheine 1 haben als Anleihe 
außerhalb des gewerblichen Sektors der Volks⸗ 
wirtſchaft keinen Reiz. Mit einer nennenswerten 
Steigung des Kurſes iſt hier nicht zu rechnen. 

Die Steuergutſcheine II haben als Anlage 
innerhalb und außerhalb des gewerblichen 
Sektors der Deutſchen Volkswirtſchaft, alſo auch im 
Bereich der Privatperſonen, einen beſonderen Anreiz. 
Dieſer beſteht darin, daß ſie pünktlich in dem Monat, 
der auf dem Steuergutſchein angegeben iſt, zum 
Nennbetrag durch die Finanzkaſſen und Zoll⸗ 
kaſſen bei der Entrichtung von Reichsſteuern in 
Zahlung genommen werden und außer- 
dem jederzeit bei der Bezahlung von 
Lieferungen und ſonſtigen Leiſtungen 
gewerblicher Unternehmer verwendet oder 
verkauft werden können. 


noch 
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Die Steuergutfcheine ſtellen keinerlei Inſtrument 
der Kreditausweitung dar, ſondern es werden 
liquide Mittel der gewerblichen Unternehmer durch 
das Reich in Anſpruch genommen, und es wird Nicht⸗ 
kaufleuten empfohlen, ihr Geld weitmöglichſt in 
Steuergutſcheinen II anzulegen. Dabei wird es dem 
einzelnen Unternehmer überlaſſen, das Maß ſeiner 
Inanſpruchnahme ſelbſt zu beſtimmen, inſofern 
ni als er die Steuergutſcheine weitergeben 
ann. 


* 


Ich bitte Sie, meine Volksgenoſſen, das Steuer- 
gutſchein⸗Verfahren nach Kräften zu fördern und, 
ſoweit es Ihnen irgendwie möglich iſt, Mittel in 
Steuergutſcheinen anzulegen. Ich bitte Sie, in allen 
Kreiſen für gewiſſenhafte und pünktliche Erfüllung 
aller ſteuerlichen Pflichten zu werben und bei 
jeder Gelegenheit darauf hinzuweiſen, daß der Staat 
gegenwärtig rieſengroße Aufgaben zur Sicherung und 
. der Lebensrechte des Deutſchen 
= = zu erfüllen hat, und daß alle Aufwendungen 
Vol Ä 99 5 wofür auch immer, um des Deutſchen 
on * 185 geſchehen und jedem einzelnen 
15 ttelbar en und ſeinen Kindern und Kindeskindern 
milizäriſcen 2 kommen. Das gilt nicht nur von den 
Kosten Fi . Ausgaben, ſondern ebenſo von den 
Richtli für die Groß bauten, die nach des Führers 
0 erſtellt werden. Ein Volk, das groß denken 
ung en N eine große Zukunft hineinwachſen will, 
erſtell uch den Mut haben, große Bauten zu 
ale Was war Berlin ohne die Oſt⸗Weſt⸗ 
Vo En und was iſt es heute? Was wäre die 
See trabe ohne die neue Reichskanzlei! 
as wird Berlin ſein, wenn erſt das Haus des 


Fremdenverkehrs fertig ſein wird, und was 
wird es ſein, wenn die Halle der Nation ſtehen wird 
und die ſonſtigen Großbauten in Berlin, Nürnberg, 
München, Hamburg uſw. vollendet ſein werden? 
Städte, die zu beſuchen die Sehnſucht aller einiger⸗ 
maßen begüterten Menſchen der ganzen Welt 
ſein wird. Millionenfach werden dem Reich in 
Form von Deviſen die Beträge zufließen, die heute 
in Reichsmark aufgewendet werden, ſobald Berlin 
erſt die ſchönſte Stadt der Welt und Deutſchland wegen 
ſeiner Großbauten, ſeiner Reichsautobahnen und ſei⸗ 
ner ſonſtigen Großanlagen das begehrteſte Reiſeland 
der Welt ſein wird! 

Ich weiß, daß die Erfüllung aller dieſer Auf⸗ 
gaben — der militäriſchen und derjenigen auf dem 
Gebiet der Großbauten — Einſchränkungen 
auf anderen Gebieten insbeſondere auf den⸗ 
jenigen des Verbrauchs, erfordert. Dieſe Einſchrän⸗ 
kungen werden jedoch einſt als klein erſcheinen 
gegenüber der Größe und dem Wohlſtand des 
Reiches, die aus dem heutigen Schaffen der 
Deutſchen erſtehen werden. 


Alles, was der Führer anordnet und befiehlt, 
hat ſich ſtets als richtig erwieſen und wird ſich 
auch in Zukunft ſtets als richtig erweiſen, auch in 
den Fällen, in denen mancher Volksgenoſſe das er⸗ 
forderliche Verſtändnis dafür im Augenblick viel⸗ 
leicht noch nicht aufzubringen vermag. Unſere 
Kinder und Kindeskinder werden beſtimmt einmal 
dankbar genießen, was wir ihnen heute ſchmieden und 
bauen. Das muß uns genügend Genugtuung für die 
Einſchränkungen ſein, die wir ſelbſt heute auf dem 
einen oder anderen Gebiet in der einen oder anderen 
Form etwa auf uns nehmen müſſen. Heil Hitler! 


Die einkommensteuerliche Behandlung der Steuergutscheine 


Von Regierungsrat Dr, Meuschel, Berlin 
1. Einleitung 


„Die Steuergutſcheine, die auf Grun 
Sinanzplans ausgegeben erde geben, 1725 . 
ee und aus Veröffentlichungen in der Tages- 
9 ergibt, hinſichtlich ihrer einkommenſteuerlichen 

ehandlung zu manchen Zweifeln Anlaß. 


Den beiden Arten von Steuergutſchei i 
ba lei, daß ſie auf De ee 
ee e Wertpapiere find, und daß fie in 
0 Umfang als Zahlungsmittel zwiſchen 

erbli chen Unternehmern benutzt werden können. 


enen bei der Entrichtung von Reichs 
scheine ERS gegeben werden, die Steuergut- 


ab tebenten Monat nach dem Aus⸗ 
5 den Nennwert, die Steuergutſcheine II 
112 b. H. 950 Reuunddreißigſten Monat zu 
iſt unter der Be An die Steuerguticheine I 
dauer in der Sand des anna. er beftimmten Beſit⸗ 


8 7 
ſteuerliche Vorteil N ne 


| t 
Teil als langfriſtiges w weine I zum großen 


7 NIL i - 
wendung finden. Der Wert der Slenetgutſcheine Il 
ſteigt monatlich um ½ v. H. des Nennwerts (Auf⸗ 
geld). Der Höchſtwert wird nach 36 Monaten er- 


Reichsfinanzministerium 


reicht, ſo daß fie zu Beginn des vierten Jahrs nach 
ihrer Ausgabe reſtlos an das Reich zurückfließen 
werden. Sie werden überwiegend als mittel⸗ 
friſtiges Anlagepapier Verwendung finden. 


Die Verwertung von Steuergutſcheinen durch 
den gewerblichen Unternehmer iſt, abgeſehen von der 
Möglichkeit der Verpfändung und Beleihung, die aber 
nur bei den Steuergutſcheinen II Bedeutung erlangen 
wird, in dreifacher Weiſe möglich: 

a) durch Inzahlunggabe bei der Entrichtung 
von Reichsſteuern, und zwar zum Nenn⸗ 
betrag (Steuergutſcheine I) oder zu 112 v. H. des 
Nennbetrags (Steuergutſcheine II), 

b) zur Bezahlung von Lieferungen und ſon⸗ 
ſtigen Leiſtungen gewerblicher Unter⸗ 
nehmer, und zwar zum Nennbetrag (Steuer⸗ 
gutſcheine D oder zum Nennbetrag zuzüglich des 
Aufgelds (Steuergutſcheine II), 

c) durch Verkauf an Dritte (gewerbliche Unter- 
nehmer oder Private), und zwar zum Marktpreis. 


Bei dem zu erwartenden großen Umſatz war eine 
gewiſſe Regelung des Marktverkehrs in 
Steuergutſcheinen erforderlich. Die Steuergutſcheine II 
werden an der Börſe im ſogenannten geregelten 
Freiverkehr gehandelt, die Steuergutſcheine 1 
nur im Telefon verkehr (Bankenverkehr), jedoch 
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zunächſt unter Veröffentlichung der Kurſe in den 
Börſenberichten. Die Steuergutſcheine J ſind bisher 
ſtändig über Nennwert gefragt worden (101,5 bis 
104 v. H.). Die Steuergutſcheine II ſtehen etwas 
unter pari. Der Kurs der Steuergutſcheine II 
umfaßt auch das Aufgeld. Eine beſondere Berechnung 
des Aufgelds entſprechend der Stückzinſenberechnung 
bei feſtverzinslichen Wertpapieren findet nicht ſtatt. 
Bei der Beurteilung des Kursſtands der Steuer⸗ 
gutſcheine II muß berückſichtigt werden, daß einer⸗ 
ſeits die Laufzeit drei Jahre und das Aufgeld nur 
4 v. H. jährlich beträgt, daß ſie aber anderſeits jeder⸗ 
zeit von gewerblichen Unternehmern an gewerbliche 
Unternehmer zum Nennwert zuzüglich Aufgeld in 
Zahlung gegeben werden können. 

Die Steuergutſcheine J werden im Regelfall in der 
Hand gewerblicher Unternehmer verbleiben 
und nur ausnahmsweiſe als Spekulationsobjekt in 
die Hand von anderen Perſonen als gewerblichen 
Unternehmern übergehen. Die Steuergutſcheine II 
werden als Anlagepapier und als Spekulationspapier 
bei Gewerbetreibenden und bei Nicht⸗ 
gewerbetreibenden auftreten. 

Die ſteuerlichen Fragen ſind verſchieden, 
je nachdem, ob es ſich um Steuergutſcheine J oder 
Steuergutſcheine II handelt, und ob ſie in der Hand 
von gewerblichen Unternehmern oder in 
der Hand von Privatperſonen erſcheinen. 


2. Steuergutſcheine I als Beſtandteil eines gewerb⸗ 
lichen Betriebsvermögens 

Will der Unternehmer die Steuergutſcheine zur 
Erlangung der Bewertungsfreiheit behalten, ſo muß 
er ſie §S 23 N DO gemäß auf einem Steuergut⸗ 
ſcheinkonto J ausweiſen und daneben ein Be⸗ 
ſtandsbuch führen. 

Für die Bewertung gilt § 6 Ziffer 2 EStG. 
Die Steuergutſcheine ſind demgemäß mit den An⸗ 
ſchaffungskoſten anzuſetzen. Bei einem 
Sinken des Kurſes unter die Anſchaffungskoſten kann 
der niedrigere Teilwert gewählt werden. Als 
Anſchaffungskoſten kommen bei Inzahlungnahme im 
Rahmen des § 2 Abſätze 1 und 2 NF der Nenn⸗ 
betrag, beim Ankauf im Handel die tat ſäch⸗ 
lichen Anſchaffungskoſten in Betracht. Iſt 

m Jahresabſchlußtag der Kurs höher als die An— 

ſchaffungskoſten, fo darf das Mehr nicht als unver⸗ 
wirklichter Gewinn ausgewieſen werden. 

Werden Steuergutſcheine I zur Steuerzah⸗ 
lung oder zur Bezahlung von Lieferun- 
gen oder Leiſtungen gewerblicher 
Unternehmer verwendet, ſo werden ſie zum 
Nennbetrag in Zahlung gegeben. Die dabei 
unter Umſtänden ſich ergebende Betriebs ver⸗ 
mögenserhöhung oder Betriebsver⸗ 
mögensverminderung beeinflußt handels⸗ 
rechtlich und ſteuerrechtlich den Gewinn. Das gleiche 
gilt bei einem Verkauf von Steuergutſcheinen I. 

Entnimmt der Unternehmer Steuergutſcheine 
zu privaten Zwecken (als Spekulationsobjekt), 
ſo ſind ſie mit dem Teilwert, alſo mit dem Markt⸗ 
preis, anzuſetzen. Bei einem über dem Buchwert 
liegenden Teilwert werden demgemäß die Gewinne 
als verwirklicht angeſehen. 

Der bei der Veräußerung eines Steuergutichein I 
durch einen gewerblichen Unternehmer 


erzielte Gewinn kann niemals ein Spekula⸗ 
tionsgewinn ſein, weil der Erlös aus der Ver⸗ 
äußerung des Steuergutſcheins bei den Einkünften 
aus gewerblichem Betrieb anzuſetzen iſt (§ 23 
Abſatz 3 EStG). Beiſpiel: 

Ein gewerblicher Unternehmer erhält vom Reich 
am 1. Juni 1939 einen Steuergutſchein I über 
1000 RM. Dieſer Betrag iſt dem Steuergutſchein⸗ 
konto! in Rechnung zu ſtellen. Der Kurswert 
(103 v. H.) iſt ohne Bedeutung. Eine Anderung 
des Wertanſatzes in den zukünftigen Jahresſchluß⸗ 
bilanzen würde nur dann veranlaßt ſein, wenn der 
Kurswert der Steuergutſcheine I unter pari 
finfen ſollte. Das iſt jedoch nicht anzunehmen. Ein 
Verkauf zum Kurs von etwa 102 v. H. wirkt ſich 
als Betriebsvermögenserhöhung (Gewinn) in Höhe 
von 20 RM aus. 


Wenn der Unternehmer am 4. Juni 1939 einen 
weiteren Steuergutſchein über 1000 RM zum Kurs 
von 101,50 v. H. kauft, wobei ihm 5 RM Unkoſten 
entſtehen, jo iſt dieſer Steuergutſchein mit 1 020 RM 
zu aktivieren. Gibt er den Steuergutſchein ſpäter 
zum Nennbetrag in Zahlung, ſo entſteht 
ein Verluſt von 20 RM. Würde er beide Steuergut⸗ 
ſcheine in einem Zeitpunkt, in dem der Kurswert im 
Bankenverkehr 102,50 v. H. beträgt, aus ſeinem Be⸗ 
triebsvermögen entnehmen, fo wäre der Wert 
der Entnahme mit 2050 RM anzuſetzen. In dieſem 
Fall würde ſich ein Gewinn von 30 RM ergeben. 


Wegen des Steuergutſcheinkontos J und wegen 
der Verbuchung der Kursunterſchiede Hinweis auf 
S. 108/09 des Reinhardt⸗Kommentars. Die in unſerem 
obigen Beiſpiel im Abſatz 2 Satz 1 vorkommenden 
5 AM Unkoſten find am zweckmäßigſten wie Auf ⸗ 
geld zu verbuchen. Sie erſcheinen am 4. Juni 1939 
zuſammen mit den 15 RM auf dem Steuergutichein- 
aufgeldkonto unter bekommt Rechnung. 


Steuergutſcheine I können auch an Gewerbe⸗ 
treibende in Zahlung gegeben werden, die ihren Ge⸗ 
winn nicht durch Vermögensvergleich, 
fondern als Überſchuß der Betriebsein⸗ 
nahmen über die Betriebausgaben er⸗ 
mitteln. Dieſe Gewerbetreibenden können von der 
Bewertungsfreiheit nicht Gebrauch machen (§ 22 Ab⸗ 
ſatz 1 NF DO). Sie werden daher die Steuergut⸗ 
ſcheine ſobald wie möglich in Zahlung geben 
oder verkaufen. Durch die Hingabe der Steuer- 
gutſcheine an Zahlungs Statt (& 9 Abſatz 1 
NFO) werden Schulden getilgt. Als Zeit⸗ 
punkt der Vereinnahmung gilt in dieſem 
Fall der ausdrücklichen Beſtimmung im § 9 Abſatz 5 
NZOBO gemäß der Zeitpunkt, in dem die Steuer⸗ 
gutſcheine dem Unternehmer zugefloſſen ſind. 
Als Iſteinnahme kommt der Nennbetrag in 
Betracht, nicht der höhere oder niedrigere Marktwert 
im Zeitpunkt der Einnahme. Gewinne oder Ver⸗ 
luſte, die ſich bei einem ſpäteren Verkauf oder 
bei der Inzahlunggabe ergeben, find als Betriebsein⸗ 
nahmen oder Betriebsausgaben zu behandeln. 


25 Steuergutſcheine II als Beſtandteile eines gewerb ; 
lichen Betriebsvermögens 


Die Steuergutſcheine II verbriefen keine Be⸗ 
wertungsfreiheit. Beſondere Vorſchriften über 
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den Nachweis der Beſitzdauer in der Buchführung 
ſind daher nicht erforderlich geweſen. 


Für die Bewertung gelten die im Abſchnitt 2 
dargeſtellten Grundſätze: Anſatz mit dem Anſchaffungs⸗ 
wert oder mit dem niedrigeren Teilwert — Steuer⸗ 
pflicht des Buchgewinns, der ſich bei Inzahlunggabe 
oder bei Veräußerung ergibt — Bewertung der 
Privatentnahme mit dem Teilwert. 


Eine Beſonderheit ergibt ſich bei den Steuergut⸗ 
ſcheinen II aus dem Aufgeld. Das Aufgeld von 
monatlich / v. H. des Nennbetrags berührt die An⸗ 
ſchaffungskoſten des Steuergutſcheins II 
nicht. Das Steigen des Werts der Steuergutſcheine II 
durch das Aufgeld kann nicht zu einer Anderung 
des Wertanſatzes der Steuergutſcheine ſelbſt 
führen, weil das Geſetz den Anſatz eines höheren Teil- 
werts verbietet. Anderſeits ſtellt jedoch das zu⸗ 
e Aufgeld einen ſpäter fälligen Er- 
trag dar, der aktivierungspflichtig iſt und in der 
en entſprechend ausgewieſen werden 
für u it zweckmäßig, auch jegliches Aufgeld, das 
ſchei euergutſcheine II anfällt, über das Steuergut⸗ 

heinaufgeldkonto zu buchen, und zwar auch das Auf- 


geld, das beim Erwe i 
1 tb der Steuergutſcheine II 
bereits aufgelaufen iſt. B eiſpiele: a 


A. &." Unterneömer erhält im Juni 1939 einen 
1989 rgutſchein II über 1000 RM, der im Mai 
31 an worden iſt. Bilanztag iſt der 
aurg EL er. Am 31. Dezember 1939 beträgt der 
gi = PL einſchließlich des Aufgelds 
bis Dee ; as Aufgeld für die ſechs Monate Juli 
NEON er (Hinweis auf § 9 Abſatz 1 Ziffer 2 
a Zee 20 RM. Es ift aktivierungs⸗ 
(Rurstbert i, Steuergutſchein ſelbſt ift mit 980 NM 

ert abzüglich Aufgeld) zu bewerten. 


Der Steuergu 
Bezahlung A 


> A 18 10 ausge lich 8 11 7 
ſich ein Gewinn von 40 155 hen. Für 1940 ergibt 


dem Steuergutſcheink 
Aufgeld 0 ſcheinkonto und 20 RAM anf dem 


B. Ein Interner i 
hmer erwirbt an der Börſe im Juni 
TEN 000 NM Steuergutſcheine IT (Ausgabe. 
ai 1939) zum Kurs von 98 v. H. Er be- 


Sten, damit im Juni 1942 Rei 
Steuergutſcheine unt Reichsſteuern. Die 
gember 190 104 (ohne Aufgeld) find am 31. De- 


0 und 1941 mit 9 800 RM 
werten u be. 
Ei e wenn der Kurs in den Se 1940 
aktivieren: geitiegen it, Das Aufgeld iſt zu 
am Dez — 31. Dezember 1939 mit 200 AM 
zember 1941 mit N ev EM und am 31. De: 
4 wen mit 11 a en 

e Der Gewinn betränt Fi 
für 1940, 1941 und 1942 9 * 
Bei nichtbuchführend f 
* * * * n i e 2 
den ſcheidet eine Aktivierung des n 
er Gewerbetreibende den Steuergutſchein bis zur In⸗ 


zahlunggabe bei der Finanzkaſſe, ſo wirkt ſich das ge⸗ 
ſamte Aufgeld als Gewinn des Jahrs der Inzahlung⸗ 
gabe aus. $ 34 EStG (Hinweis auf die Ausführungen 
im Abſchnitt 5) iſt nicht anwendbar, weil das Aufgeld 
zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb und nicht zu 
den außerordentlichen Einkünften gehört. 


4. Steuergutſcheine I als Beſtandteile eines Privat⸗ 
vermögens 


Die Steuergutſcheine I werden ſich nur ſelten 
in der Hand von Privatperſonen befinden, weil 
fie un verzinslich find und der Vorteil der Be⸗ 
wertungsfreiheit von Nichtgewerbetreibenden 
nicht ausgenützt werden kann. Lediglich aus 
Spekulationsgründen werden die Steuergut⸗ 
ſcheine gelegentlich von Privatperſonen erworben 
werden. 

Einkünfte aus Kapitalvermögen find 
bei den Steuergutſcheinen J nicht möglich. Soweit ſich 
bei der Veräußerung von Steuergutſcheinen 1 Ge⸗ 
winne aus Spekulationsgeſchäften im 
Sinn des 8 23 EStG ergeben, find ſie nichtſteuer⸗ 
pflichtig. Die unverzinslichen Steuergutſcheine 
werden wie feſtverzinsliche Wertpapiere im Sinn des 
8 23 Abſatz 2 EStG behandelt (Hinweis auf die Eil- 
dienſtnachricht in der Deutſchen Steuer⸗Zeitung 1939 
S. 444, BA S. 408). 


5. Steuergutſcheine II als Beſtandteil eines Privat⸗ 
vermögens 

Die einkommenſteuerliche Behandlung der Steuer⸗ 
gutſcheine II in der Hand von Privatperſonen 
bereitet die meiſten Schwierigkeiten. Einigkeit 
beſteht darüber, daß eine Beſteuerung der Spekula⸗ 
tionsgewinne nicht in Betracht kommt, weil es 
ſich bei den Steuergutſcheinen II um feſtverzins⸗ 
liche Wertpapiere im Sinn des $ 23 Abſatz 2 
EStG handelt. Aus dem gleichen Grund ſcheidet der 
Abzug von etwaigen Spekulationsverluſten 
aus. 

Das Aufgeld ſtellt eine Vergütung für die 
Kapitalüberlaſſung dar. Daß das Aufgeld 
nicht jährlich, ſondern erſt nach Ablauf von drei Jahren 
vom Schuldner gezahlt wird, und zwar in der Form 
der Anrechnung auf Reichsſteuern, berührt lediglich die 
techniſche Ausgeſtaltung der Steuergutſcheine II, nicht 
aber die wirtſchaftliche Bedeutung des Aufgelds. 

8 20 Abſatz 2 EStG gemäß gehören zu den Ein⸗ 
künften aus Kapitalvermögen auch die beſonderen 
Entgelte und Vorteile, die an Stelle der 
im 8 20 Abſatz 1 EStG ausdrücklich bezeichneten Ein⸗ 
künfte gewährt werden. Das Aufgeld der Steuergut⸗ 
ſcheine II ſtellt ein ſolches beſonderes Entgelt dar und 
iſtſteuerpflichtig. Andernfalls würde die Steuer⸗ 
freiheit im Neuen Finanzplan ausdrücklich vor⸗ 
geſehen ſein müſſen. 

Zweifelhafter iſt die Frage, in welcher Höhe 
und wann das Aufgeld ſteuerpflichtig iſt. 

Als Einnahme aus Kapitalvermögen iſt der 
Aufgeldbetrag anzuſetzen. Dabei iſt das fol⸗ 
gende zu berückſichtigen: Für Privatperſonen 
iſt ein Beſitz von Steuergutſcheinen nur durch Ent- 
nahme aus dem Betriebsvermögen oder 
durch Erwerb (Kauf, Erbſchaft uſw.) möglich, nicht 
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aber als Folge der Bezahlung von Lieferungen und 
Leiſtungen. Der Anſchaffungspreis wird ſich in der 
Regel nicht mit dem Nennbetrag decken. Der Über- 
ſchuß des Veräußerungserlöſes über den Anſchaf⸗ 
fungspreis kann größer oder kleiner ſein als der Be⸗ 
trag des Aufgelds. Die Ermittlung des 
ſteuerpflichtigen Aufgelds wird dadurch 
aber nicht berührt, weil wie bei den übrigen Kapital⸗ 
einkünften die Schickſale des Vermögens ſt a mms 
bei der Ermittlung der Früchte des Kapitals außer 
Betracht bleiben. Beiſpiel: 


Ein Kaufmann entnimmt jeinem Betriebsver⸗ 
mögen im Juni 1939 10 000 RM Steuergutſcheine II 
(Ausgabemonat Mai 1939) zum Teilwert von 
98 p. H. Er veräußert fie im September 1939 zum 
Kurs von 99,5 v. H. Das Aufgeld beträgt für 
die Monate Juli, Auguſt und September 3 X Ya 
v. H. = 10.9. des Nennwerts, alſo 100 RM. Der 
überſchießende Gewinn von 50 NM ftellt einen 
nichtſteuerpflichtigen Spekulations- 
gewinn dar. 

Wäre der Kurs am Verkaufstag nur 98,5 v. H., 
ſo wären als ſteuerpflichtige Einkünfte aus Kapital⸗ 
vermögen ebenfalls 100 NM anzuſetzen. Der S pe⸗ 
kulationsverluſt von 50 RM wäre weder bei 
den Einkünften aus Kapitalvermögen noch bei den 
Einkünften aus Spekulationsgeſchäften, die der 
Steuerpflichtige im gleichen Kalenderjahr erzielt 
hat, abzugsfähig. 


Die Höhe des ſteuerpflichtigen Auf- 
gelds wird durch die Regelung im 8 9 Abſatz 1 
Ziffer 2 der NF DVo beſtimmt. Danach beträgt das 
Aufgeld für jeden Monat ab dem zweiten Monat 
nach dem Ausgabemonat bis zum ſiebenunddreißigſten 
Monat ein Drittel vom Hundert. Der monatliche Auf⸗ 
geldbetrag wächſt mit Beginn des Kalendermonats 
zu. Wird z. B. ein Steuergutſchein II am 30, Septem- 
ber veräußert, ſo kann der Veräußerer mit dem Auf⸗ 
geld für Oktober nicht mehr zur Einkommenſteuer her⸗ 
angezogen werden. Hat ſich die bevorſtehende Aufgeld⸗ 
erhöhung bereits kursmäßig ausgewirkt, ſo iſt der 
beim Verkauf erzielte Gewinn, ſoweit er den Geſamt⸗ 
betrag der angewachſenen Aufgeldbeträge überſteigt, 
nicht eine Einnahme aus Ka pitalvermögen, 
ſondern eine (ſteuerfrei e) Einnahme aus einem 
Spekulationsgeſchäft. 


Einnahmen aus Kapitalvermögen find $ 11 Ab- 
ſatz 1 Satz 1 ESt& gemäß innerhalb des Kalender⸗ 
jahrs bezogen, in dem ſie dem Steuerpflichtigen 
zugefloſſen find. Als Zufließen gilt die Erlangung der 
Verfügungsmacht über die Einnahme. Das Aufgeld 
iſt demgemäß mit Verkauf des Steuergutſcheins 
oder mit der Inzahlunggabe des Steuergut⸗ 
ſcheins bei der Finanzkaſſe dem Steuerpflich⸗ 
tigen zugefloſſen. Eine Inzahlunggabe zur Beglei⸗ 
chung von Lieferungen und ſonſtigen Leiſtungen 
gewerblicher Unternehmer kann für Steuer⸗ 
gutſcheine, die Beſtandteil eines Privatvermögens ſind, 
nicht in Betracht kommen. 

Der Steuergutſchein II iſt als mittelfriſtiges An - 
lagepapier geeignet. Der Eigentümer wird ihn 
demgemäß oft länger als zwölf Monate, 
vielleicht ſogar ſechsunddreißig Monate, in ſeinem Be⸗ 
ſitz haben. Im Kalenderjahr des Verkaufs oder der 


Inzahlunggabe bei der Finanzkaſſe muß er demgemäß 
das Aufgeld aus mehr als zwölf Mo⸗ 
naten, unter Umſtänden aus ſechsunddreißig 
Monaten verſteuern. Da würde infolge der ſtarken 
Progreſſion des Einkommenſteuertarifs bei höheren 
Einkommen eine empfindliche Härte darſtellen. 

Der Fall, daß die Einkünfte, die in einem Jahr 
zu verſteuern ſind, das Ergebnis mehrerer Jahre 
ſind, iſt nicht ſelten. Für ſolche Einkünfte gewährt § 34 
EStG eine beſondere tarifliche Begünſtigung. Die 
Einkommenſteuer iſt auf Antrag abweichend von den 
Steuerſätzen der Einkommenſteuertabelle auf 10 bis 
2 5 v. H. dieſer Einkünfte zu bemeſſen. Die Vorſchrift 
des § 34 gilt allerdings nur für die im Abſatz 2 dieſer 
Beſtimmung aufgeführten Caußerordentlichen“) 
Einkünfte. Der Reichsminiſter der Finanzen hat aber 
auch für andere Einkünfte (3. B. für Jubiläums- 
geſchenke, Hinweis auf Abſchnitt CIV ig der Ver⸗ 
anlagungsrichtlinien für 1937) ausgeſprochen, daß ſie 
als außerordentliche Einkünfte behandelt iverden 
können. Angeſichts der beſonderen Verhältniſſe, die 
für das Aufgeld hinſichtlich des Zufließens beſtehen, 
und mit Rückſicht darauf, daß ein Intereſſe des Reichs 
daran beſteht, daß die Steuergutſcheine II, ſoweit ſie 
nicht zur Bezahlung von Lieferungen gewerblicher 
Unternehmer Verwendung finden, möglichſt lange in 
einer Hand bleiben, wird der Reichsminiſter 
der Finanzen demnächſt auch für die Auf⸗ 
geldbeträge die Anwendbarkeit des 
8§34EStGausſprechen. Der Erlaß des Reichs⸗ 
miniſters der Finanzen vom 11. Juli 1938 8 2194 
184 III (NRStBl. 1938 S. 643) iſt ſinngemäß anzu— 
wenden. In dieſem Erlaß iſt das folgende angeord⸗ 
net: Die außerordentlichen Einkünfte ſind infoweit. 
als fie zu dem laufenden Jahr der Vereinnahmung 
nicht in Beziehung ſtehen, mit 10 v. H. (bei 
Ledigen 12 v. H.) zu verſteuern. Das gilt nicht, wenn 
die außerordentlichen Einkünfte den Geſamtbetrag 
von 100 000 RM überfteigen, Hinſichtlich der Beträge, 
die zu dem laufenden Jahr in B eziehung 
ſtehen, kann über den Mindeſtſteuerſatz von 10 v. H. 
hinausgegangen werden, jedoch nicht über den 
Höchſtſteuerſatz von 25 v. H. hinaus. 

Die Auswirkung dieſer Regelung ergibt ſich 
aus dem Beiſpiel: 

Der Privatmann A erwirbt am 10. Juni 1939 
einen Steuergutſchein über 10 000 RM zum Kurs 
von 98 v. H. Ausgabemonat war der Mai 1939. Er 
verkauft ihn am 2. März 1940 zum Kurs von 101,5 
v. H. an B. A hat als Einnahmen aus Kapitalver⸗ 
mögen des Veranlagungszeitraums 1940 das Auf- 
geld von neun Monaten (300 RM) anzugeben. Er 
kann die Anwendung des $ 34 nicht beantragen. 

B gibt den Steuergutſchein im Juli 1942 zu 
112 v. H. bei der Finanzkaſſe in Zahlung. Er muß als 
Einnahmen aus Kapitalvermögen des Jahrs 1942 das 
Aufgeld von ſiebenundzwanzig Monaten (900 RM) 
erklären. § 34 EStG iſt anwendbar. Das Auf⸗ 
geld für die Monate April 1940 bis Dezember 1941 
(einundzwanzig Monate, 700 RM) iſt mit 10 v. H. 
zu verſteuern. Das Aufgeld für die Monate Januar 
bis Juni 1942 (ſechs Monate, 200 RM) kann mit 
einem Steuerſatz von 10 bis 25 v. H. erfaßt werden. 

Die Spekulationsgewinne des A (50 RM) und 
des B (150 RP) find ſteuerfrei. 


Eildienſt⸗ Nachrichten 


Rechtsmittel æur Echähung 
von Einheitswerten 


Der Reichsfinanzhof hatte früher bei einem 
Gewinnfeſtſtellungsbeſcheid entſchieden, 
daß ein Rechtsmittel mit dem Ziel der Erhöhung der 
Feſtſtellung nicht zuläſſig iſt; nur dann, wenn von 
einem Steuerpflichtigen dargetan werde, daß ihm in⸗ 
folge der zu niedrigen Feſtſtellung Nachteile ſteuer⸗ 
licher Art eniſtänden, könne ihm das Recht zugeſtanden 
werden, im Rechtsmittelverfahren auch eine Erhöhung 
der Feſtſtellung zu verlangen (Urteil des Röch vom 
16. 12. 1936 VIA 860/36; RStBl. 1937 S. 105). 

In der neueren Entſcheidung vom 20. 10. 1938 
III 148/38 (RStBl. 1938 S. 1155) hat der Reichs⸗ 
finanzhof grundſätzliche Ausführungen über die Zu⸗ 
läſſigkeit von Rechtsmitteln zwecks Erhöhung von Ein⸗ 
heitswerten gemacht. Danach kann die Vorſchrift der 
differ 51 des Einführungsgeſetzes zu den Realſteuer⸗ 
geſetzen vom 1. 12. 1936, derzufolge Rechtsmittel gegen 
ans iſtellungsbeſcheide nicht mehr gegeben 
En entnommen werden, daß Rechtsmittel zwecks 
2 rn Einheitswerten nicht zuläffig ſeien, da 
de ſcheide ibu wertverfahren keine Freiſtellungs⸗ 
en um und im ‚Übrigen auch nicht erſichtlich ift, 
auf r über Freiſtellungsbeſcheide 
8 ertbeſcheide entſprechend anwendbar 
„231 Abſ. 1 Ad verlangt ganz allgemein für die 
Srlälfigfeit eines Rechtsmittels eine Beſchwer des 
Fete e durch die Höhe der 
lan Säle 9. Er ſchließt alſo nach ſeinem Wort⸗ 
durch eine nicht aus, in denen ſich der Steuerpflichtige 
entſpricht zu niedrige Bewertung beſchwert fühlt. Dem 
die Anfechteng 3281 Abſ. 1 AO an anderer Stelle 
weitere Nang, eines Feſtſtellungsbeſcheides ohne 
5  oustegung zuläßt, wenn der Pflichtige ſich 
adurch beſchwert fühlt, daß ei be 
Unrecht „daß ein Steuergegenſtand zu 
Unrecht nach den flir gewerbliche Betti 1 0 an 
baren en Fr e de eee da 
orden iſt. ie Anfech e 
ſellangsbeſheides mit dem Biel eines helm ei 
heitswerts kann aber nicht nur in den Fällen 15 
aD werden, in denen im weſentlichen um die Bu. 
5 eines Wirtſchaftsguts zu einer der für das 
fe e maßgebenden Vermögensarten ge⸗ 
bird. Eine ſolche Einſchränkung würde der 


weittragenden Bede a 
1 N Ut 8 
Einheitsbewertung 15 3 


Die B . Ei 
erschöpft ſich nem tung der Einheitswerte 


{ icht in ihrer Maßgeblichkeit für ei 
Reihe na hrer aßgeblichkeit für eine 
Grunderwerbſteuer. (Vermögenſteuer, Grundſteuer, 


; Erbi 
umlage, Reichsnährſtondsbealttener⸗ 


mehr auch für Gebiet 5 5 
ausdrücklicher ee 8 bürgerlichen Rechts kraft 


maßgebend bei Maßnahmen d 


02) ſowie ferner 
eit (Beleihungs⸗ 


grenze) von land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Betrieben 
(vgl. 8 49 des Geſetzes zur Regelung der landwirt- 
ſchaftlichen Schuldverhältniſſe vom 1. 5. 1935, RGBl. I 
S. 331, und weiter Verordnung zur Durchführung der 
landwirtſchaftlichen Schuldenregelung vom 5. 10. 1933. 
RGBl. 1 S. 719). Weiterhin dienen die Einheitswerte 
vielfach als Anhalt für die Kreditwürdigkeit über⸗ 
haupt. Außerdem pflegen die Einheitswerte als 
Grundlage für die Beſtimmung des Kaufpreiſes be! 
Verkäufen benutzt zu werden. Nach alledem erſcheint 
es — wie das Urteil vom 20. 10. 1938 ausführt — 
gerechtfertigt, jedenfalls für Grundbeſitz (land⸗ und 
forſtwirtſchaftliche Betriebe, Grundſtücke, Betriebs⸗ 
grundſtücke) Rechtsmittelverfahren mit dem Ziel 
einer Höherbewertung zuzulaſſen. Br. 


Steuechinterziehung 


Nach der ſtändigen Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts genügt es für die Annahme einer Steuer⸗ 
hinterziehung nicht, daß ein Täter vorſätzlich Steuer⸗ 
einnahmen verkürzt hat; es iſt vielmehr erforderlich, 
daß er den Willen, Steuerverkürzungen herbeizuführen, 
dadurch betätigt hat, daß er die Steuerbehörde durch ein 
ſteuerunehrliches Verhalten über die Höhe des Steuer⸗ 
anſpruchs getäuſcht hat. In dem Falle des Urteils des 
Reichsgerichts vom 12. 9. 1938 2 D 246/38 (RS. 
1938 S. 906) hatte der Kommanditiſt einer 
Kommanditgeſellſchaft abſichtlich die 
Bücher unrichtig geführt und damit auf 
heimlichen hinterhältigen Wegen das Finanzamt über 
die Höhe des Steueranſpruchs getäuſcht und ſomit 
ſteuerunehrlich gehandelt. Daß der Angeklagte nur 
Kommanditiſt geweſen iſt, ſtand der Annahme nicht 
entgegen, daß er durch ſeine Handlungen bewirkt hat, 
daß Steuern verkürzt worden ſind, die die Geſellſchaft 
zu zahlen hatte. Für den Steuerpflichtigen beſtand in 
ſeiner Eigenſchaft als Kommanditiſt allerdings keine 
geſetzliche Verpflichtung zur Abgabe einer Steuer⸗ 
erklärung (8 166, 167 AO). Wenn er aber durch 
eigene Erklärungen oder durch unrichtige Erklärungen 
anderer Perſonen (des Bücherreviſors), die er ge⸗ 
fliſſentlich durch unrichtige Buchführung herbeigeführt 
hat, eine niedrigere Bemeſſung der Steuern der Ge⸗ 
ſellſchaft und damit eine Steuerverkürzung bewirkte, 
ſo machte er ſich damit der Steuerhinterziehung 
ſchuldig, obwohl er nur die Stellung eines Kom⸗ 
manditiſten hatte. 

In einem anderen Falle, der dem Reichsgericht 
zur Entſcheidung vorlag, hatte ein Steuerpflichtiger 
die Abgabe von Steuererklärungen unterlaſſen in der 
Hoffnung, das Finanzamt werde ſein Einkommen und 
ſeinen Umſatz ſchätzen und es werde ihn dabei niedriger 
einſchätzen, als wenn er eine Steuererklärung abgebe, 
deren Richtigkeit er nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen 
beſtätigen müſſe. Dieſe Feſtſtellungen würden hin⸗ 
reichen, eine Steuerunehrlichkeit des Steuerpflichtigen 
anzunehmen. Wenn jemand den Willen hat, durch 
Unterlaſſung einer Steuererklärung 
eine Steuerverkürzung herbeizu⸗ 
führen, ſo genügt dies zum Nachweis einer Steuer⸗ 
hinterziehung (Urteil des RG vom 21. 7. 1938 3 D 
140/88; RStBl. 1938 S. 906). Br. 


Geld, Keedit und öllentliche Finanzen 

Verbot von Preiserhöhungen im Reichsgau Su⸗ 
detenland. Durch Verordnung des Reichskommiſſars 
für die Preisbildung vom 22. Mai 1939 (RGBl. 
S. 959) dürfen Preiſe und Entgelte jeder Art im 
Reichsgau Sudetenland rückwirkend ab 3. Mai 1939 
nicht erhöht werden. Ausnahmen können der Reichs⸗ 
kommiſſar für die Preisbildung oder die von ihm 
beauftragten Stellen bewilligen. 


* 


Lebensverſicherungen im Jahr 1938. Nach Mit⸗ 
teilung von „Wirtſchaft und Statiſtik“ ergibt ſich für 
die Entwicklung des Verſicherungs⸗ 


geſchäfts der größeren Deutſchen Lebensverſiche⸗ 
rungsunternehmungen das folgende Bild: 


31. De zember 1938 
private öffentl. 


zuf. 


Unternehmen 


Zahl der Unternehmungen 


Einzelverſicerungen“ 


Zahl der Kapitalverſicherungen in 1000 
Verſicherte Summen in Mitt. RA... 


Durchſchnittsbetrag je Verſ. in RK... 858 
Gruppenverſicherungen 
Zahl der Verträge in 100 16.8 
Zahl der Verfichert n in 00 8078 
Verſicherte Summen in Mill. & 3745 
Dur! ſchnittsbetrag je Verſ. in HR... 464 
Prämieneinnahm. in 2 Mon. Mill. 176,5 
1 im Jahr 1 1024, 4 
*) Mit aufgewerteten Verſicherungen. 
Für den Stand und die Zunahme der Rapital- 


anlagen ergibt ſich das folgende Bild in Millionen 
Reichsmark: 


Hypotheken 
eee, ee 
Kommunaldarlehen 
Grundſtüc kee 
Policedarlehen 
C7 


Zufammen 6 7941 


Zwangsverſteigerungen land⸗ und forſtwirtſchaft⸗ 
licher Grundſtücke im vierten Vierteljahr 1938. Nach 
Mitteilung von „Wirtſchaft und Statiſtik“ ergibt ſich 
für die durchgeführten Zwangsverſteige⸗ 
rungen land und forſtwirtſchaftlicher Grundſtücke 
das folgende Bild: 

Geſamtzahl Geſamtfläche 


Viertes Vierteljahr 1937 . 508 2698 ha 
Viertes Vierteljahr 1938 . 413 2193 ha 
Abnahme im vierten 

Vierteljahr 19388 95 505 ha. 


Vierjahresplan 


Genehmigungspflicht für die Errichtung von Be⸗ 
trieben zur Herſtellung von Gummiſohlen. Der 
Reichswirtſchaftsminiſter hat eine An⸗ 
ordnung über die Beſchränkung der Errichtung 
und Erweiterung von Unternehmungen oder Betrie⸗ 
ben zur Herſtellung von Gummiſohlen erlaſſen. Da⸗ 


Wirtſchaftlicher Beobachter 


nach iſt bis zum 8 1. Dezember 1942 für die Er- 
richtung, Erweiterung und der Wiederinbetriebnahme 
von Anlagen zur Herſtellung von Gummiſohlen die 
Genehmigung des Reichswirtſchaftsminiſters erforder⸗ 
lich. Durch dieſe Maßnahme ſoll der planmäßige Aus⸗ 
bau der Gummiſohleninduſtrie ſichergeſtellt werden. 
Die Anordnung wird im Deutſchen Reichsanzeiger 
veröffentlicht. 


Industrie 

Beſprechungen Deutſcher und ſlowakiſcher In⸗ 
duſtrieller. Zwiſchen Deutſchen und ſlowakiſchen In⸗ 
duſtriellen haben in der Preßburger Handelskammer 
Beſprechungen ſtattgefunden. Der Generalſekretär des 
Zentralverbandes der ſlowakiſchen Induſtrie 
Dr. Zatko, führte u. a. aus, daß etwa 56 v. H. der 
Bevölkerung der Slowakei ihren Unterhalt in der 
Landwirtſchaft oder Forſtwirtſchaft 
fänden. In der Holzinduſtrie feien 12000 Per- 
ſonen beſchäftigt. Deutſchland ſei der größte Abneh⸗ 
mer für die flowakiſchen Induſtrieerzeugniſſe. Die 
ſlowakiſchen Zelluloſefabriken müßten mindeſtens 
85 v. H. und die Papierfabriken etwa 60 v. H. ihrer 
Erzeugung ausführen. Der wichtigſte Abnehmer des 
ſlowakiſchen Holzes ſei Deutſchland einſchließlich des 
Protektorats Böhmen und Mähren. 


* 


Deutſchland an der Spitze der Weltelektroausfuhr. 
Der Hauptanteil an der Geſamterzeugung 
von elektrotechniſchen Gütern in der Welt entfällt auf 
Deutſchland, Amerika und England. 
Dieſe drei Staaten ſtellten im Jahr 1938 auch rund 
70 v. H. der Weltelektroausfuhr. Deutſch⸗ 
land iſt der größte Ausführer an Elektroerzeug⸗ 
niſſen. Deutſchlands Anteil an der Weltelektroausfuhr 
im Jahr 1938 betrug 26,72 v. 15 


Kohlenförderung im April 1939. Entwicklung 
(einſchließlich Oſterreich) in Millionen Tonnen: 


Jan. Febr. Märg April 
1939 1939 1939 1939 
Steinkohle 16,23 14,86 16,86 14,08 
Braunkohle 18,69 17,15 18,82 18,82 
i 02 8,58 3,96 3,66 
Preßkohle aus Steinkohle. 0,66 0,59 0,61 0,49 
Preßkohle aus Braunkohle 4,08 3,78 411 8,48. 
* 
Kohlenförderung des Ruhrgebiets von Januar 


bis April 1939. Entwicklung in Tonnen: 


Januar 1939 11 018 295 
Februar 1939 10 060 850 
Märg 1939 11 324 621 
April 1939 9 562 126. 


Arbeitstäglich betrug die Kohlenförderung im 
April 1939 434 642 Tonnen gegen 419 430 Tonnen im 
März 1939. 


* 


Rohſtahlgewinnung im März 1939. Entwicklung 
in 1000 Tonnen: 


Januar 1939 . 2098 
Februar 199 . 1955 
März 1939 2215 
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Arbeitstäglich wurden im März 1939 durch⸗ 
schnittlich (einſchl. Schweißſtahl) 82031 Tonnen gegen 
81 468 Tonnen im Februar 1939 hergeſtellt. 


Deutſche Kraftfahrzeuginduſtrie im erſten Kalen⸗ 
dervierteljahr 1939. Für die Erzeugung und den Ab⸗ 
ſatz von Kraftfahrzeugen ergibt ſich das folgende Bild: 


Kraftfahrzeuge Geſamterzeugung Geſamtabſatz 
einſchließlich Jan. Febr. März! Jan. Febr. März“ 
Untergeſtelle 1939 1939 1939 1939 1939 1939 
Perſonen⸗ 


kraftfahrzeuge 23 666 22 261 24 086 22 909 22 492 24 400 
Liefer⸗ u. Laſt⸗ 


kraftwagen 5 800 4366 5979 4482 4498 5631 
Kraftomnibuſſe 524 603 670 517 713 619 
Sonderfahrzeuge 98 97 117 100 83 128 
Zugmaſchinen . 2741 2893 3411 2510 2849 3 407 
Dreirad⸗ 


kraftfahrzeuge 1244 1192 1268 


\ 1273 1207 1320 
Krafträder 


. 17868 15 403 19 581 16 107 14 575 20 1638. 
„5 
Angaben einſchließlich Oſterreich und Sudetenland. 


Für die Ausfuhr von Kraftfahrzeu⸗ 
gen ergibt ſich das folgende Bild: 


Januar Febr. März“ 

5 1939 1939 1939 
Nefer. unge wagen 4454 5604 6740 
Kraftontuld Laſtkraftwagen. 1022 1112 1394 
raftomnibuſſe 134 193 155 
Sonderfahrzeuge 5 46 47 
29 3 875 
Krafträcaf fahrzeuge. 20 16 18 
äder. 1316 2328 5908. 


— 


* 
Angaben einſchließlich Oſterreich und Sudetenland. 


* 


Erzeugung und Abſatz 5 
: von Kraftfahrzeuganhän⸗ 
gern im erſten Kalendervierteljahr 1939. Nach Mit- 


teilung von „ Ur igt 
folgende Bil Wirtschaft und Statiftit ergibt ſich das 


Geſamt⸗ 2 Abſatzwert 
maeagtng, lan. menen bee 
Senne e, e ee 
N 130 1920 1882 5 420 en 
rz 22762 2720 
Insgeſamt 6473 6381 18 582 820 


Angaben einſchließlich Oſterreich und Sudetenland. 


* 


Philipp Holzmann AG Frank : 
8 „ urt a. M. Das 
ar 1938 ſchließt einſchließlich 55 665 2 
Reichen mit einem Reingewinn von 1837 683 
2 mark ab. Der Hauptverſammlung wird bor- 
mar 6 v. H. Divid ende auf 90 000 Reichs 
Bor 8 15 ug saktien 10 v. H. Dividende (im 
Ki a: H.) auf 12 810 000 Reichsmark Stamm- 
ER 1 5 zu verteilen, wovon 2 v. H. an den Anleihe⸗ 

„eben. Zum Vortrag gelangen für das Ge⸗ 
ſchäftsjahr 1939 462 761 Reichsmark n 


Handel - Gewerbe - Handwerk 


Keine Verkürzung der Geſchäftszeit fz 
g wi * eſchäftszeit für Läden. 
Der Reichswirtſchaftsminiſter hat durch A dg 
vom 31. Mai 1939 verboten, zu Ladenzeitverkürzungen 
aufzufordern oder ſich zur gemeinſamen Durchführung 


von Ladenzeitverkürzungen zu verabreden oder zu ver⸗ 
binden. Vereinbarungen dieſer Art ſind nichtig. Die 
höheren Verwaltungsbehörden wurden ermächtigt, 
Ladenzeitverkürzungen, ſoweit ſie nach dem 1. Januar 
1938 für mehrere Geſchäfte einheitlich durchgeführt 
worden ſind, aufzuheben und die Offenhaltung der 
Geſchäfte anzuordnen. Dieſe Anordnung wurde er⸗ 
laſſen, um der arbeitenden Bevölkerung ihre Ein⸗ 
läufe wie bisher zu ermöglichen. 


Verkehr 


Fremdenverkehr im März 1939 und im Winter- 
halbjahr 1938/39. Im März 1939 hat der Fremden⸗ 
verkehr gegenüber März 1938 kräftig zugenommen. 
In 1236 Berichtsorten Großdeutſchlands wurden ins⸗ 
geſamt gemeldet: 


Veränderung im 


Februar März März 1939 gegen ⸗ 
1939 1939 über März 1938 
iu v. H. 
Fremdenmeldungen. 1671496 2047115 +15 
darunter für Aus⸗ 
landsfremde. 70 834 116 972 — 6 
Fremdenübernachtg. 5724 000 6623 000 ＋ 23 
darunter für Aus⸗ 
landsfremde 286 000 367 000 — 15. 


Im Winterhalbjahr 1938/39 (Oktober 1938 
mit März 1939) hat der Fremdenverkehr gegenüber der 
gleichen Zeit des Vorjahres erheblich zugenommen. 
Der Fremdenverkehr mit Ausländern iſt zurück⸗ 
gegangen. In 1266 Berichtsorten wurden insgeſamt 
gemeldet: 


Winter⸗ Veränderung 
; gegenüber 
nn: 
Fremdenmeldungen 10 374 273 +12 
darunter für Aus⸗ 
landsfremde 501 636 — 12 
Fremdenübernachtungen 32 276 000 + 16 
darunter für Aus⸗ 
landsfremde 1 874.000 — 16, 


Von 501 636 Meldungen und 1873796 Übernachtun⸗ 
gen von Auslandsfremden, die im Winterhalbjahr 
1938/39 in 1266 Berichtsorten gemeldet worden waren, 
hatten ihren ſtändigen Wohnſitz in: 


Meldungen Übernachtungen 
Zahl v. H. Zahl v. H. 
Tſchecho⸗Slowakei 45 579 9 213981 12 
Niederlande 55099 11 159 525 9 
Italien 443986 9 158 448 9 
Großbritannien 
und Nordirland 833206 7 141601 8 
Schweiz . 38 705 8 118 328 6 
Ungaen u... oaeln2, 4 101 441 5 
Vereinigte Staaten 
von Amerika 26 380 5 94 277 5 
Schweden 26 504 5 78 549 4 
Jugoſlawien 17 772 4 76 466 4 
Dänemark 28 821 6 74718 4 
Polen 20402 4 72 169 4 
Frankreich 19 948 4 70 191 4 
Rumänien 12 360 2 61 894 5 
5384 3 55 582 2 
Sonſtiges Ausland 95 628 19 396 636 21. 
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Güterverkehr der Deutſchen Binnenhäfen und der 
Deutſchen Seehäfen im erſten Vierteljahr 1939. Nach 
Mitteilung von „Wirtſchaft und Statiſtik“ ergibt ſich 
für die Einladungen und Ausladungen 
der wichtigſten Deutſchen Binnenhä⸗ 
fen das folgende Bild in 1000 Tonnen: 


Ein⸗ Aus⸗ Güterverkehr 
ladungen ladungen insgeſamt 


Januar 1939 5173 6 100 11 273 
Februar 1939 5 959 7460 13 419 
Mar: 1939 7481 8943 16 424 
Erſtes Vierteljahr 1989 18 613 22 503 41 116. 


Im erſten Vierteljahr 1939 waren die Einladungen 
und Ausladungen der Deutſchen Binnenhäfen um 
3 v. H. höher als in der gleichen Zeit des Vorjahres 
(39,8 Millionen Tonnen). — Für den geſamten 
Güterverkehr der wichtigſten Deut⸗ 
ſchen Seehäfen ergibt ſich das folgende Bild in 
1000 Tonnen: 


Januar 1939 4 456 
Februar 1939 4 375 
Marz 9 5 456 
Erſtes Vierteljahr 1939 14 287. 


Der Geſamtumſchlag der Deutſchen Seehäfen hat im 
erſten Vierteljahr 1939 mit 14,29 Millionen Tonnen 
den Stand des Vorjahres (14,32 Millionen Tonnen) 
nicht ganz erreicht. Die Abſchwächung iſt auf den Ver⸗ 
kehrsrückgang im Januar 1939 zurückzuführen. Im 
Februar und März 1939 konnte der Rückſtand faſt 
ganz aufgeholt werden. 


* 


Schiffsverkehr über See im erften Vierteljahr 
1939. Im erſten Vierteljahr 1939 betrug der geſamte 
Schiffsverkehr der wichtigeren Deutſchen Seehäfen 
21,41 NRT. Gegenüber dem Vorjahr mit 21,38 NRT 
war eine geringfügige Zunahme zu verzeichnen. Der 
Inlandsverkehr hat eine leichte Zunahme, der Aus⸗ 
landsverkehr eine geringe Abnahme erfahren. Die 
Verkehrsentwicklung war bei den Oſtſeehäfen günſtiger 
als bei den Nordſeehäfen. Der Anteilder Deut⸗ 
ſchen Flagge betrug im erſten Vierteljahr 1939 
60,5 v. H. gegenüber 57,9 v. H. im erſten Viertel⸗ 
jahr 1938. 


Acbeit und Soziales 

Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte im Jahr 
1938. Im Kalenderjahr 1938 betrugen die Beitrags⸗ 
einnahmen der Angeſtelltenverſicherung 624,9 Mil⸗ 
lionen Reichsmark, das ſind 168 Millionen Reichsmark 
oder 36,7 v. H. mehr als im Jahr 1937. Die Zins⸗ 
einnahmen betrugen 181,7 Millionen Reichsmark. Die 
Zahl der Verſicherten betrug im Jahr 1988 im Durch⸗ 
ſchnitt 4,7 Millionen. Der Geſamtaufwand für die 
Rentenleiſtungen, Beitragserſtattungen und Abfin⸗ 
dungen erreichte 289,5 Millionen Reichsmark. Den 
Rücklagen konnten 462,2 Millionen Reichsmark zu⸗ 
geführt werden. 

Rückgang der Arbeitsloſigkeit im Protektorat 
Böhmen und Mähren. Im Protektorat Böhmen und 
Mähren hat die Arbeitsloſigkeit bereits ſo ſtark ab⸗ 


genommen, daß ſtatt der vorgeſehenen 50 Arbeits» 
lager in Böhmen nur 40 eröffnet werden konnten. In 
Mähren beträgt die Zahl der eröffneten Arbeitslager 
weniger als 20. In Prag ſind in die verſchiedenen 
Hilfsaktionen nur noch etwa 3 000 Arbeitsloſe ein⸗ 
gereiht. Die Zahl der im Reichsgebiet beſchäftigten 
Protektoratsangehörigen wird auf 40 000 geſchätzt und 
dürfte in der nächſten Zeit noch erheblich zunehmen. 


* 


Anteil der Frauenarbeit in der gewerblichen 
Wirtſchaft und in der Induſtrie. Für den Anteil der 
Frauen an der Gefolgſchaft der gewerblichen Wirt⸗ 
ſchaft und der Induſtrie ergibt ſich das folgende Bild 
Mau 


Gewerbliche 
Wirtſchaft Induſtrie 
insgeſamt 
1933 35,2 29,8 
1934 32,5 27,0 
1935 31,8 25,5 
1936 31,2 24,7 
1937 31.2 25,3 
1938 81,3 25,2. 


} Stand des Obſtes Mitte Mai 1939. Nach Mit⸗ 
teilung von „Wirtſchaft und Statiſtik“ ergibt ſich für 
die Beurteilung des Obſtes das folgende Bild: 


Stand Mitte Mat 

1938 1939 
Süßkirſchen 3,5 1,6 
Sateräieidiene Eu 2,7 117 
Pflaumen und Zwetſchgen. 2,9 2,0 
Mirabellen und Renekloden. 3,3 2,0 
Pfei” 3,9 2,0 
Aprilofen . m Br: 4,0 22 
Walnüſſe 3,8 2,3 
Apfel 3,0 1.9 
Birnen 31 177 


1 = ſehr gut, 2 = gut, 8 — mittel, 4 = gering. 


* 


Milcherzeugung im April 1939. Entwicklung im 
Altreich: 


Geſamt⸗ Durchſchnitts⸗ 
milcherzeugung milchertrag je Kuh 
April 1938 . 2,12 Milliarden kg 208 kg 
März 1939 . 2,05 Milliarden kg 206 kg 
April 1939 . 2,15 Milliarden kg 216 kg 


* 


Erzeugung von Margarine und Kunſtſpeiſefett im 
Jahr 1938. Nach Mitteilung von „Wirtſchaft und 
Statiſtik“ ergibt ſich für die Herſtellung von Mar⸗ 
garine und Kunſtſpeiſefett im Kalenderjahr 1938 das 
folgende Bild: 


Margarine 


Kunſtſpeiſefett 


Veränderung Veränderung 
gegenüber gegenüber 
dem or dem Vorjahr 
v. H. v. 


1938 Jan. bis März.. 927 661 93 
April bis Juni... 3275 1 183 
Juli bis Sept. 14,6 
Okt. bis Dez. 12 
1008 ne 5 
W 8 10% 
1938: % „ RR. + 69 
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und Wietschaft des Auslandes 

Der Zahlungsverkehr mit dem Protektorat Böh⸗ 
men und Mähren. Der Reichswirtſchafts⸗ 
miniſter veröffentlicht durch Runderlaß 67/39 
Deviſenſtelle neue Beſtimmungen über den Kapital⸗ 
verkehr und ſonſtigen Zahlungsverkehr (außerhalb des 
Warenverkehrs) mit dem Protektorat Böhmen und 
Mähren. Danach werden die Zahlungen über je ein 
„Neues Spezialkonto“ bei der Deutſchen 
Verrechnungskaſſe und der Nationalbank in Prag ge⸗ 
leiſtet. Außerdem wurden die folgenden Runderlaſſe 
aufgehoben: 163/37, 148/38, 10/39 Deviſenſtelle und 


78 Deviſenſtelle 23/39 Überwachungsſtelle (Zif⸗ 


* 


Ausfuhr und Einfuhr von inländiſchen Geldſorten 
im Reiſeverkehr. Der Reichswirtſchafts⸗ 
ſtele dt en hat durch Runder laß 56/39 Debifen- 
führ ‚ie Befkimmungen über die Ausfuhr und Ein. 

r bon inländiſchen Geldſorten im Reiſeverkehr neu 
ſchercengefaßt. Danach iſt die Einfuhr Deut. 
Reiſenbe dem ün zen durchaus ländiſche 
dreitig J. ze mit Wirkung ab 15. Mai 1939 von 
. eichsmark auf zehn Reichs mark herab- 
L Inländiſche Reiſende durften bis⸗ 
von Lon Peutſche Scheidemünzen nur bis zum Betrag 
von zehn Reichsmark aus dem Ausland einführen. 


A. retall-Lieferungen nach dem Memelland. Die 
ane a öungsitelle für Metalle Hat 
er — nung über Lieferungen von Metall nad) 
921 0 8 and getroffen. Danach gelten Lieferun⸗ 
fenen as Memelland nicht als Ausfuhr, 
bai Srlandslieferungen. Ein Ver⸗ 
d Memellang berbieg der für Lieferungen nach 
Be! un bedarfsſcheinpflichtige Metalle be- 
den gil, kenn dafür eine Bedarfsbeſcheinigung mit 
Si ermerf „Dringend für Ausfuhr“ nicht er 
alten. Für Lieferungen na ch dem Memelland kann 
au Befreiung des Verbrauchs für Ausfuhrzwecke im 
unn der Bekanntmachung 6a vom 7 März 1939 
nicht in Anſpruch genommen werden. 


Deutſchlands Außenhandel i i 

t 5 im April 1939. 
1 Veröffentlichungen über die en 
r Bit Wirkung ‚ab April 1939 eine Ande⸗ 
Handelstag reten. Die Ergebniſſe der Deutſchen 


955 A die bis März 1939 den Außenhandel 
Gebiete das 12 der angrenzenden ſudetendeutſchen 
1939 auch 5 en, ſchließen mit Wirkung ab April 
995 Meme Warenverkehr der Oſtmark und 
Protek eas ae ein. Der Außenhandel des 
gegen zunächſt An wen und de⸗ 
einbezogen, one in die Deutſche Handelsſtatiſtik 
Ba H ind dern bis auf weiteres vom Statiſtiſchen 
5 amt in Prag erfaßt und beſonders veröffent- 
icht. Der Warenverkehr zwiſchen Böhmen⸗Mähren 
und dem übrigen Reichsgebiet wird aber ſeit Mitte 
März 1939 in der Deutſchen Statiſtik nicht mehr als 
Außenhandel nachgewieſen. Die Vergleichbarkeit der 


In 
Handels- 


Aprilergebniſſe mit den bisher von der Deut⸗ 
ſchen Handelsſtatiſtik veröffentlichten Zahlen für das 
alte Reichsgebiet iſt infolgedeſſen ſtark beeinträchtigt. 
Der Außenhandel hat ſich unter Berückſichtigung dieſer 
Neuregelung wie folgt entwickelt (in Millionen Reichs⸗ 
mark): 


Einfuhr⸗ —) 

Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr⸗( 

Überſchuß 
März 1939 489,5 518,0 — 28,5 
April 1889 ar 437,7 402,6 + 85,1 
Januar bis April 1939 1 792,1 1 872,5 — 80,4. 


Großdeutſchlands Außenhandel nach Erdteilen 
von Januar bis März 1939. Entwicklung in Millionen 


Reichsmark: Großdeutſchlands 
Einfuhr⸗(—) 
Ausfuhr⸗ (+) 
Ausfuhr Einfuhr Überſchuß 
Europa 956,5 861,4 ＋ 95,1 
Afri 49 118,9 — 69,2 
Aſien . 125,8 166,4 — 40,6 
Amerika 188,8 276,9 — 88, 1 
Auſtralien 11,0 17,4 — 6,4. 


Außenhandel des Altreichs mit wichtigen europä- 
iſchen Ländern im erſten Kalendervierteljahr 1939. 
Entwicklung des reinen Warenverkehrs des Altreichs 
einſchließlich der an das alte Reichsgebiet angrenzen⸗ 
den Teile des Sudetenlandes (in Millionen Reichs⸗ 


mark): Deutſcher 

Einfuhr- (—) 

Ausfuhr⸗ (+) 
Ausfuhr Einfuhr Überſchuß 
Belgien⸗Luxemburg 51,7 43,6 + 81 
Bulgarien ene enn 14,7 0,0 
Dänemark . 482 45,0 + 32 
Danzig l 8,9 + 13 
ee) 30,6 — 65,7 
Ellas 242 6,1 — 19 
Finnland ee 12,8 + 25 
Frankreich. 44,2 30,6 + 13,6 
Griechenland. 28,6 24,8 + 38 
Großbritannien . 74,7 67,1 + 76 
Srland 2 A 8 1,5 + 81 
Maud 208 1,0 — 
Italien n 61,9 + 5,4 
Jugoſlawien 34,5 24,1 + 10,4 
NoitlanDEnENn ed 10,9 — 
Litauen (o. Memell.) 5,3 6,7 — 1,4 
Memelland 1,1 1,7 — 0,6 
Niederlande 98,0 41,1 ＋ 56,8 
Norwegen 2957 22,8 + 6,9 
Semasıpgat u a 5,9 + 15 
Rumänien 236,0 22,5 + 13,5 
Schweden 66,1 50,8 + 15,3 
Schweiz 48,5 26,5 + 22,0 
Spanien 19,3 31,5 — 122 
Türkei 85,9 40,1 — 29 
Ungarn 40,8 32,0 88 

* 

Braſilien. Bezahlung von Nebenkoſten von 

Deutſchland nach Braſilien. Der R eichswirt⸗ 

ſchaftsminiſter veröffentlicht mit Rund- 


erlaß 66/39 Deviſenſtelle — 29/39 Überwachungs⸗ 
ſtelle neue Beſtimmungen über die Bezahlung von 
Nebenkoſten nach Braſilien. Danach können nur noch 
Vertreterproviſionen, Bankſpeſen, Stempelgebühren 
und Telegrammgebühren über die „Reichsmark⸗Son⸗ 
derkonten Braſilien“ gezahlt werden. Bisher konnten 
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alle beſonderen und allgemeinen Nebenkoſten des 
Warenverkehrs über dieſe Konten gezahlt werden. 


Iran. Wareneinfuhr nach Iran. Nach den 
iraniſchen Vorſchriften dürfen in Iran Waren nur 
dann eingeführt werden, wenn der iraniſche Einführer 
hierzu die Genehmigung des iraniſchen Handels⸗ 
miniſteriums vorher eingeholt hat. Den Deutſchen 
Ausführern wird empfohlen, ſich vor Abſendung 
der Waren an Herrn Dr. Alamir, Handelsattache 
bei der Kaiſerlichen Jraniſchen Geſandtſchaft, Berlin 
W 35, Tiergartenſtr. 33, zu wenden und um Auskunft 
zu bitten, ob der iraniſche Beſteller im Beſitz der er⸗ 
forderlichen Einfuhrerlaubnis iſt. 


* 


Italien. Deutſch⸗italieniſche Wirtſchaftsabkom⸗ 
men. Zwiſchen Deutſchland und Italien wurden am 
26. Mai 1939 eine Reihe von Abkommen und 
Vereinbarungen unterzeichnet. Es ſind alle 
Fragen über die Einbeziehung des Protektorats 
Böhmen und Mähren in die Deutſch⸗italie⸗ 
niſchen Vereinbarungen über den Handels⸗ und Zah⸗ 
lungsverkehr geregelt worden. Der Handelsverkehr 
zwiſchen dem Protektorat und Italien wird ſich in 
Zukunft weſentlich enger geſtalten als die früheren 
Wirtſchaftsbeziehungen zwiſchen Italien und der 
Tſchecho⸗Slowakiſchen Republik. Außerdem wurde die 
Durchführung eines gemeinſamen Wirt⸗ 
ſchafts programms in Ausſicht genommen, 
deſſen weitere Einzelheiten in den nächſten Monaten 
feſtgelegt werden ſollen. 

Jugoſlawien. Wirtſchaftsbeſprechungen mit 
Deutſchland. Zwiſchen Deutſchland und Jugoflawien 
finden Wirtſchaftsbeſprechungen ſtatt. Es handelt ſich 
insbeſondere um die Eingliederung des Protektorats 
Böhmen und Mähren in das Deutſch⸗jugoſlawiſche 
Handelsvertragsſyſtem. Außerdem wird die Stabili⸗ 
ſierung des Reichsmark⸗Clearing⸗Scheckkurſes be⸗ 
handelt. 

Litauen. Deutſch⸗litauiſcher Wirtſchaftsvertrag. 
Zwiſchen Deutſchland und Litauen iſt ein neuer Wirt⸗ 
ſchaftsvertrag abgeſchloſſen worden. Durch den neuen 
Wirtſchaftsvertrag iſt der Warenaustauſch zwiſchen 
Deutſchland und Litauen bis zum 31. Juli 1941 ge⸗ 
regelt worden. Der jährliche Waren umſatz 
iſt auf 120 Millionen Lit, d. h. 60 Millionen Lit auf 
der Einfuhrſeite und 60 Millionen Lit auf der Aus⸗ 
fuhrſeite feſtgelegt worden. 57 Millionen Lit ent⸗ 
fallen auf jeden Vertragspartner für Warenkäufe und 
3 Millionen Lit für unvorhergeſehene Geſchäfte. Außer 
der Regelung des Warenaustauſches ſind auch andere 
Fragen geklärt worden. Es ſind die Veterinärverein⸗ 
barungen geprüft und ein Vertrag über die Einrich⸗ 
tung einer Freihafenzone im Memeler 
Hafen unterzeichnet worden. Außerdem iſt der 
Vertrag über den kleinen Grenzverkehr der 
neuen Lage angepaßt worden. 


Schweiz. Der Zahlungsverkehr zwiſchen der 
Schweiz und dem Protektorat Böhmen und Mähren. 
Zwiſchen Deutſchland und der Schweiz iſt eine Verein⸗ 
barung getroffen worden, wonach der freie Zahlungs⸗ 
verkehr zwiſchen dem Protektorat Böhmen und Mähren 
und der Schweiz wieder hergeſtellt wird. Die inzwiſchen 
zugunſten von Gläubigern im Protektorat Böhmen 
und Mähren bei der Schweizeriſchen Nationalbank ein⸗ 
gezahlten Beträge werden in freien Deviſen der 
Nationalbank in Prag zur Verfügung geſtellt. 


Schweiz. Verhandlungen über den Deutſch⸗ 
ſchweizeriſchen Verrechnungsverkehr. Zwiſchen Deutſch⸗ 
land und der Schweiz finden neue Verhandlungen über 
den Verrechnungsverkehr ſtatt, da die Einzahlungen 
bei der Nationalbank in Zürich nicht zum Ausgleich 
der Verrechnung genügt haben. 


Slowakei. Abkommen mit Deutſchland zur Rege⸗ 
lung der Zahlungen zwiſchen dem Protektorat Böhmen 
und Mähren und der Slowakei. Zwiſchen Deutſchland 
und der Slowakei iſt am 23. März 1939 ein Abkom⸗ 
men über die Regelung der Zahlungen zwiſchen dem 
Protektorat Böhmen und Mähren und 
der Slowakei unterzeichnet worden. Das Ab⸗ 
kommen wird mit Wirkung ab 23. März 1939 vor⸗ 
läufig angewendet. Der Zahlungsverkehr 
zwiſchen dem Protektorat Böhmen und Mähren einer⸗ 
ſeits und der Slowakei anderſeits wird im Gebiet des 
Protektorats Böhmen und Mähren ausſchließ⸗ 
lich durch Vermittlung der Tſchecho⸗Slowaki⸗ 
ſchen Nationalbank, Prag, und in der Slo⸗ 
wakei ausſchließlich durch Vermittlung der mit der 
Führung der Geſchäfte der noch zu gründenden Slowa⸗ 
kiſchen Nationalbank beauftragten bisherigen Filiale 
der früheren Tſchecho⸗Slowakiſchen Nationalbank in 
Preßburg abgewickelt. Unter die Beſtimmungen dieſes 
Abkommens fallen Verbindlichkeiten aus der Waren⸗ 
einfuhr und ſonſtige Zahlungen im gegenſeitigen Ein⸗ 
vernehmen der im Protektorat Böhmen und Mähren 
anſäſſigen Schuldner gegenüber Gläubigern in der 
Slowakei und in der Slowakei anſäſſigen Schuldnern 
gegenüber Gläubigern im Protektorat Böhmen und 
Mähren. 


Türkei. Der Außenhandel im März 1939. Entwick. 
lung in Millionen türkiſche Pfund: 


8 Geſamt⸗ 
Ausfuhr Einfuhr zuſchlag 
Januar 1939. 11,73 9,09 20,82 
Februar 1939 8.96 8,94 17,90 
März 1939 9,47 12,52 21,99. 


Deutſchland war im März 1939 wieder der wich⸗ 
tigſte Handelspartner der Türkei. Deutſchland lieferte 
im März 1939 55,14 v. H. der türkiſchen Einfuhr und 
nahm 47,95 v. H. der türkiſchen Ausfuhr ab. Italien 
iſt an die zweite Stelle der Abnehmer türkiſcher 
Erzeugniſſe gerückt. 
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